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Jmmer, wenn die Situation in der Bundesrepublik es notwendig macht, daß die
Gewerkschaften politisch entschiedener im Auftrag und im Interesse ihrer

6,5 Millionen Mitglieder auf treten, verstärken sich die Bemühungen ihrer Geg-
ner, sie politisch zu neutralisieren. Als die Gewerkschaften vor der Aufrüstung
der Bundesrepublik warnten oder 1958 — gemeinsam mit der SPD — zum Kampf
gegen die Ausrüstung der Bundeswehr mit atomaren Waffen aufriefen, war das
nicht anders als heule, da sich die Gewerkschaften energisch der Verabschie-
dung der Notstandsgesetze entgegenstellen. Die Methoden sind dabei immer
die gleichen geblieben: Durch eine demagogische Pressekampagne, in der die
Springer-Organe den Ton angeben, wird versucht, von außen Konfliktstoff in
die Gewerkschaften zu tragen und sachliche Diskussionen der Gewerkschafter
untereinander zu Richtungskämpfen und Zerreißproben aufzubauschen.

Daß hier der Wunsch Vater des Gedankens ist, kann man nicht übersehen. Nach
dem Eintritt der SPD in die Große Koalition sind es allein die Gewerkschaften,
von denen man noch ernsthaften Widerstand gegen die Rüstungs- und Not-

standspolitik der Bundesregierung und
die soziale Reaktion erwarten kann.

Festgefügte
Einheit
des DGB

Darum werden sie von jenen unter
Beschuß genommen, die in den Ge-
werkschaften eine ernsthafte Gefahr
für die Fortsetzung der „bewährten
Politik der CDU/CSU“ sehen, eine
Politik, die für die Finanz- und Wirt-
schaftskrise verantwortlich ist.

Die Gewerkschaften drängen sich nicht
in die Rolle einer „Ersatzpartei“, aber
es ist ihr legitimes Recht, die Inter-
essen ihrer Mitglieder außerhalb des

Parlaments wahrzunehmen, denn die Demokratie kann sich nicht im Parlamen-
tarismus erschöpfen. Bei der Monopolstellung der beiden großen Parteien und
der sich auf sie stützenden Koalitionsregierung gibt es praktisch keine Oppo-
sition mehr im Parlament. Würden nun auch noch die Gewerkschaften darauf
verzichten, ihre Mitglieder zu einer politischen Willensbildung anzuhalten,
müßte die Demokratie in der Bundesrepublik vollends veröden.

Aus den Erklärungen, die der Deutsche Gewerkschaftsbund und die Einzel-
gewerkschalten zu den Presseangriffen abgegeben haben, geht klar hervor, daß
an eine Spaltung der Einheitsgewerkschaft nicht zu denken ist. Es liegt im
Wesen einer demokratischen Organisation, daß sich ein einheitlicher Wille oft
erst auf Grund sehr harter Diskussionen bildet. Aber die von Gewerkschafts-
tagen und vom Bundeskongreß gefaßten Beschlüsse bleiben bindend für alle
Gewerkschaftsmitglieder. Ebenso, wie der Spaltungsversuch der CDU/CSU im
Jahre 1958 mit der Bildung von sogenannten „christlichen“ Gewerkschaften
erfolglos geblieben ist, wird auch heute niemand die Gewerkschaften und die
Gewerkschaftsmitglieder gegeneinander ausspielen können, um sie politisch zu
neutralisieren. sr
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DER UNTERSCHIED
Der Schauplatz war kein Jahrmarkt
und der Akteur kein LosverkŠufer mit
Bauchladen und so. Der Schauplatz
war die Frankfurter FrŸhjahrsmesse
und der Akteur Bundeswirtschafts-
minister Schiller, der sie eršffnete.
ãGreifen Sie zu!Ò rief der Minister
und ermunterte so die bundesdeut-
schen Unternehmer, nur flottweg in
die Staatskasse zu greifen, um sich die
Sonderabschreibungen fŸr Investitio-
nen zu sichern, die ihnen der Staat
neun Monate lang gewŠhren will.  Je-
der Griff ein Gewinn, garantiert keine
Nieten!

Die Nieten nŠmlich sind das Vorrecht
der Arbeitnehmer: LohnkŸrzungen,
Kurzarbeit, Entlassungen, Steuererhš-
hungen, Preiserhšhungen, KŸrzungen
des Sozialetats. Der ãBauchladenÒ von
Regierung und Unternehmerschaft ist
in dieser Beziehung ja so unerschšpf-
lich.

So ist das in dieser Demokratie ge-
regelt: Wenn die einen zugreifen sol-
len, mŸssen sich die andern die Ta-
schen zuhalten. Soll das wirklich so-
ziale Demokratie oder gar Sozialdemo-
kratie sein? okolus



Sperrvertrag hilft Frieden sichern

Atomarer Rüstungsstopp als nächster Schritt

Gewerkschaften müssen Bonns Unterschrift fordern

Die ma§lose Polemik der CDU/CSU und der ihr nahestehenden Presse gegen
den Atomwaffensperrvertrag beginnt langsam abzuflauen, zweifellos aus der
Erkenntnis, da§ die Bundesregierung um die Anerkennung des Vertrages nicht
herumkommt und darum ein weiteres Aufpeitschen nationaler Emotionen die
Koalitionsregierung in Mi§kredit bringen kšnnte. Das um so mehr, als es sich
bei dem hemmungslosen Angriff gegen die Unterzeichnung des Vertrages um
eine gro§angelegte IrrefŸhrung der …ffentlichkeit handelt.

Wurde zunŠchst die Ablehnung der
Unterschrift unter diesen Vertrag, der
als erster Schritt zur AtomwaffenabrŸ-
stung betrachtet werden mu§, damit
begrŸndet, da§ sie eine ãAufwertung"
der DDR bedeute, die ebenfalls zu den
Unterzeichnerstaaten gehšren wird, so
kamen spŠter immer neue EinwŠnde
hinzu: Der Ausschlu§ der Bundesrepu-
blik aus dem Kreis der Atomwaffen-
mŠchte stelle eine Diskriminierung dar;
der Atomwaffensperrvertrag behindere
die friedliche Atomforschung und sei
im Prinzip nichts anderes als eine
Neuauflage des ãMorgenthau-Planes".

Und endlich waren es die Kontroll-
bestimmungen, die einen Beitritt zum
Sperrvertrag aus ãnationaler Selbst-
achtung" angeblich ausschlie§en. Diese
ãVariationsbreite" der Argumentation
zeigt schon, da§ die wahren GrŸnde
verschleiert werden sollten; haupt-
sŠchlich die Angriffe gegen die Kon-
trollbestimmungen haben diesen Schlei-
er ein wenig gelŸftet.

TatsŠchlich ist der Vertrag in keinem
Fall gegen die friedliche Nutzung der
Atomenergie gerichtet, und auch die
Forschung wird in allen Staaten, die
dem Vertrag beitreten, weiterhin nicht
behindert werden. Es ist, wie gesagt,
eine bewu§te IrrefŸhrung der …ffent-
lichkeit, wenn amtliche Bonner Stellen
von einer Gefahr fŸr die wissenschaft-
liche Forschung im Zusammenhang mit
dem Vertrag sprechen. Die Atomwis-
senschaft ist ohnehin nur ein Teil der
wissenschaftlich - technischen Revolu-
tion, und wenn die Bundesrepublik
bisher auf anderen Gebieten als der
Atomforschung in RŸckstand geraten
ist, so liegt es allein daran, da§ in
Westdeutschland die finanziellen Mit-
tel zur Fšrderung der wissenschaft-
lichen Forschung fŸr eine politisch und
volkswirtschaftlich ebenso sinnlose
wie gefŠhrliche RŸstung verpulvert
werden. Was aber die Atomforschung
angeht, so hat gerade die Bundesrepu-
blik mit der Produktion sogenannter
schneller Brutreaktoren einen tech-
nischen Hšchststand erreicht, der, Wie
Fachleute festgestellt haben, sogar der
US-Forschung Ÿberlegen ist.

In diesem Zusammenhang ist beson-
ders die Frage der Kontrolle zu sehen.
Es mu§ der Verdacht aufkommen, da§
die Gegner des Atomwaffensperrver- 
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trŠges eine Kontrolle darum befŸrch-
ten, weil beispielsweise die in Karls-
ruhe entwickelten schnellen Brut-
reaktoren jŠhrlich etwa 100 kg Pluto-
nium als ãAbfallprodukt" erzeugen,
eine Menge, die ausreichen wŸrde, 15
bis 20 Atombomben pro Jahr herzu-
stellen. FŸrchten jene, die auf den
Besitz von Atomwaffen drŠngen, da§
eine Kontrollinstanz sich dafŸr inter-
essieren kšnnte, was in der Bundes-
republik mit dem Plutonium geschieht?

Es wŸrde den Rahmen unserer Zeit-
schrift sprengen, wollte man auf alle
Aspekte dieses Vertrages eingehen.
Zweifellos bedeutet der Atomwaffen-
sperrvertrag einen Fortschritt fŸr den
Frieden, weil er auf jeden Fall die
EntspannungsbemŸhungen zwischen
den beiden WeltmŠchten, Sowjetunion
und Amerika, fšrdert. Das gilt ganz
besonders angesichts der auf der Gen-
fer AbrŸstungskonferenz entwickelten
Vorstellung, da§ sich in einem Ver-
trag Ÿber die Nichtweitergabe von
Atomwaffen die AtommŠchte USA und
Sowjetunion verpflichten, ihre BemŸ-
hungen um eine allgemeine AbrŸstung
fortzusetzen, wobei gleichzeitig den
Unterzeichnerstaaten des Vertrages
das Recht eingerŠumt wird, sich nicht
mehr an diesen Vertrag gebunden zu
fŸhlen, wenn diese Zusage der beiden
WeltmŠchte nicht eingehalten wird.

Es Šst zweifellos bedauerlich, da§ sich
der Deutsche Gewerkschaftsbund nicht
dazu aufraffen konnte, in dieser Si-
tuation ein klŠrendes Wort Ÿber den
Standpunkt der Gewerkschaften zu
sagen. Durch Satzungen und zahlreiche
BeschlŸsse der verschiedenen Bundes-
kongresse und Gewerkschaftstage sind
der DGB und seine Gewerkschaften
verpflichtet, sich mit ihrem ganzen
Einflu§ fŸr die Erhaltung des Friedens
einzusetzen; und dazu gehšrt ganz
gewi§ die ZustimmungserklŠrung der
Gewerkschaften zu dem Sperrvertrag.

Die Gewerkschaften sollten die Bun-
desregierung energisch darauf hinwei-
sen, da§ es richtiger wŠre, anstatt mit
fragwŸrdigen Argumenten den Atom-
waffensperrvertrag zu attackieren, der
Welt einen Beweis ihres bisher nur
in Deklamationen- dargelegten Frie-
denswillens zu geben, etwa durch die

Zustimmung zu der von Polen vorgc-
schlagenen atomwaffenfreien Zone Èn
Mitteleuropa und durch einen ver-
bindlich ausgesprochenen Verzicht auf
Besitz und MilverfŸgungsgewalt an
Atombomben sowie auf atomare Teil-
haberschaft, entweder Ÿber die NATO
oder sonstige politisch-militŠrische Ge-
meinschaften.

FŸr die Gewerkschaften gibt es aber
noch einen weiteren Aspekt in bezug
auf die Kontrolle der Atomforschung
in der Bundesrepublik. Auch Ÿber den
Weg einer wirtschaftlichen Mitbestim-
mung, betrieblich und Ÿberbetrieblich,
kšnnten Sicherheiten geschaffen wer-
den, die einen heimlichen Mi§brauch
der Alomforschungsergebnisse fŸr mi-
litŠrische Zwecke ausschlie§en. Was
aber die Kontrolle der bundesdeut-
schen Alomforschung durch die Ñ  be-
sonders von den Amerikanern gefor-
derte Ñ  Kontrolle der Internationalen
Energiebehšrde der UNO angeht, so
wird damit ja auch eine Forderung der
Bundesrepublik nach kontrollierter
AbrŸstung befriedigt.

Die Gewerkschaften und ihre Mitglie-
der erwarten vom Abschlu§ des Non-
Proliferations-Vertrages eine Fšrde-
rung der friedlichen Nutzung der
Atomenergie und den ungehinderten
Austausch wirtschaftlicher und tech-
nischer Forschungsergebnisse zwischen
allen LŠndern in der Welt Ÿber die
Internationale Atombehšrde der UNO
zum Wohle der Menschheit. FI. S.
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Hilfe für Vietnam

Die ãHilfsaktion Vietnam" wird sich
an der AusrŸstung eines 250-Belten-
Krankcnhauses mit medizinischen Ap-
paraten und Instrumenten sowie den
entsprechenden Laboreinrichtungen be-
teiligen. Dies beschlo§ der Ausschu§
der Hilfsaktion unter Vorsitz von Prof.
Dr. Walter Fabian, dem Redakteur der
ãGewerkschaftlichen Monatshefte", im
Anschlu§ an einen Bericht Pastor Nie-
mšllers Ÿber seine Reise nach Vietnam.

Mangelnde Information
über die DDR

Nadi einer Untersudiung des Institutes
fŸr Angewandte Sozialwissenschaft
sind Ÿber 50 Prozent der Bevšlkerung
der Meinung, da§ Presse, Rundfunk
und Fernsehen in der Bundesrepublik
nur mangelhaft Ÿber die DDR unter-
richten. Nur 27 Prozent der westdeut-
schen Bevšlkerung bezeichnen die In-
formationen Ÿber die DDR als ausrei-
dicnd, Ÿber 57 Prozent wŸnsdien eine
umfassendere Unterrichtung.



NPD - sOsis Ergebnis Bonner Politik

Neonazismus - ein Produkt der Gesellschaftsordnung

Verbot würde nicht genügen, um Rechtsradikale zu stoppen

In den Gewerkschaften und bei allen Demokraten in der Bundesrepublik wŠchst
von Tag zu Tag die Unruhe Ÿber den Neonazismus, der immer frecher sein
Haupt erhebt und einer neuen ãMachtergreifung" zustrebt. Angesichts dieser
drohenden Gefahren hat der Bundesvorstand des Deutschen Gewerkschafts-
bundes von der Regierung und dem Parlament das Verbot der NPD gefordert.

ãDie Gewerkschaften", so hei§t es in
dem Appell des DGB, ãsehen eine
solche GefŠhrdung insbesondere in der
zunehmenden Sammlung der Rechts-
radikalen in der NPD und in dem da-
bei sichtbar gewordenen Wiederauf-
leben militaristischen und anti-demo-
kratischen Gedankenguts". Nun ist
natŸrlich die Frage berechtigt, ob al-
lein mit einem Verbot der NPD Ñ  und
es ist sehr zweifelhaft, ob es Ÿber-
haupt dazu kommen wird Ñ  die Ge-
fahren des Neonazismus beseitigt wer-
den kšnnen. Oder ob nicht, wenn die
Gewerkschaften sich nur auf diese
Forderungen verlassen und auf das
Verbot warten, inzwischen die NPD
sich wie die braune Pest unaufhšrlich
ausbreiten kann.

Schon am 12. Mai 1966 hatten die
Delegierten des 7. DGB-Kongresses
einstimmig das Verbot der NPD gefor-
dert. Aber inzwischen zog die NPD
ungehindert in zwei LŠnderparlamente
ein. Nach Liessen und Bayern plant
diese rechtsradikale und neonazistische
Partei das gleiche fŸr die Landtage
von Kiel, Mainz und Hannover. Gro§-
spurig verkŸnden ihre FŸhrer, in die-
sem Jahr 3 Millionen WŠhlerstimmen
zu gewinnen. (1928 hatte die NSDAP
im ganzen Reich nur 820000 Stimmen.)
Im SPIEGEL prahlt der NPD-Bundes-
wehrhauptmann Ross mit der Behaup-
tung, ein Viertel der Bundeswehr
stehe hinter den Rechtsradikalen.

Es ist daher zu begrŸ§en, da§ die
Gewerkschaften inzwischen in vielen
Orten zur Selbsthilfe Ÿbergegangen
sind, Auflšsungen von NPD-Versamm-
lungen erzwangen und ihre AufklŠ-
rungsarbeit Ÿber den Neonazismus
verstŠrkten. So hatte die IG Metall in
Hannover mehrere hundert Vertrau-
ensleute eingeladen, um Ÿber das
Thema ãWieder Faschismus in Deutsch-
land?" zu beraten. Der Kollege Georg
Conert, Dozent der Heimvolkshoch-
schule Hustedt, wies in seinem Referat
nach, da§ die politischen Forderungen
der NPD zum grš§ten Teil aus der
Propaganda der CDU/CSU und ande-
rer Bonner Parteien stammen und von
der NPD nur radikaler und mit natio-
nalistischer Demagogie garniert, vor-
getragen wŸrden: Der Anspruch auf
die Gebiete des alten Reiches von
1937, die Verharmlosung der Verbre-
chen der Nazis, die Verketzerung der
Linksintellektuellen, der Anspruch auf
nukleare Waffen, die ãformierte Ge-
sellschaft" nach stŠndestaatlichem Vor-
bild und das Streben nach einer poli-

tischen Gro§machtrolle. Die NPD sei
also das Produkt der Bonner Politik.

Nachdem der Antikommunismus von
Bonn zur Staatsdoktrin erhoben wor-
den sei, sei dem Faschismus als dem
konsequentesten Antikommunismus,
der Weg geebnet worden. Auch die
Gro§e Koalition fšrdere die NPD, die
sich nun in der Rolle einer legitimen
Opposition tarnen kšnne. Angesichts
dieser Tatsachen sei ein Verbot nicht
die ãidealste Lšsung"; denn mit dem
Verbot Šndere man nicht die Gesin-
nung der Leute. Vielmehr sei es not-
wendig, mit der unrealistischen Politik
der Bonner Regierung Schlu§ zu ma-
chen, die unerfŸllbare Erwartungen
erzeuge und neue Unzufriedene der
NPD zutreibe. Der Kollege Conert
unterstrich die Notwendigkeit, die De-
mokratie zu verteidigen (das bedeutet
vor allem, die Notstandsgesetze zu
verhindern, die, wie die ErmŠchti-
gungsgesetze der Nazis, der NPD auf
den Leib geschneidert sind) und die
Demokratie in den Betrieben, in den
Schulen und Gemeinden zu prakti-
zieren.

Da§ der Neonazismus nicht nur durch
die NPD verkšrpert wird, wurde in
den Diskussionen der Vertrauensleute
untermauert. Die SchlŸsselpositionen

Arbeiter relativ immun
gegen Neonaxis

In einer soziologischen Untersuchung
Ÿber die Zusammensetzung der NPD-
WŠhler, die in der Hamburger Wochen-
zeitung ãDie Zeit" veršffentlicht wur-
de, hei§t es, da§ 11 Prozent der NPD-
AnhŠnger eine abgeschlossene hšhere
Schulbildung (Abitur) haben, wŠhrend
im Bevšlkerungsquerschnitt nur 4 Pro-
zent das Abitur besitzen. Aus der Un-
tersuchung geht weiter hervor, da§
selbstŠndige GeschŠftsleute und Ange-
hšrige freier Berufe 16 Prozent der
NPD - AnhŠnger stellen, wŠhrend ihr
Anteil an der Gesamtbevšlkerung nur
12 Prozent ausmacht. Bei den Beamten
Ñ  7 Prozent Anteil der Gesamtbevšl-
kerung Ñ  hat die NPD 15 Prozent
ihrer AnhŠnger.

Arbeiter und Angehšrige landwirt-
schaftlicher Berufe sind dagegen in der
NPD-Gefolgschaft weit geringer ver-
treten als ihr Anteil an der Gesamt-
bevšlkerung betrŠgt, und auch bei den
Angestellten hatte die NPD in dieser
Hinsicht etwas geringeren Erfolg. 

in Wirtschaft und Staat seien von alten
Nazis besetzt. Angefangen beim Bun-
desprŠsidenten LŸbke, ãder nicht in
der Lage sei, zu beweisen, da§ er
keine KZs gebaut hat", und dem
Kanzler Kiesinger, der auch ãeine
braune Vergangenheit" habe. Auch
die Unternehmerschaft sei durchsetzt
mit ehemaligen Nazis und Wehrwirt-
schaftsfŸhrern. Es fielen die Namen
Abs, Quandt. Krupp, Westrick und
Blessing, der dem Freundeskreis Himm-
ler angehšrt habe. Nadi 1945 hŠtten
die westlichen BesatzungsmŠchte die
Arbeitersdiaft daran gehindert, mit
den Kriegsverbrechern und Nazi-Ver-
antwortlichen reinen Tisch zu machen,
erklŠrte der Erste BevollmŠchtigte der
IGM Hannover, Heinrich Menius. Ein-
mŸtig forderten die Sprecher des VW-
Werkes, der Hanomag und der Ma-
schinenfabrik Berstorf, die Nazis aus
ihren Positionen zu entfernen und sich
nicht allein auf ein NPD-Verbot zu
verlassen.

Damit ist schon die Antwort gegeben,
da§ das geforderte Verbot der NPD
nicht ausreicht, um mit dem Neonazis-
mus, seinem Ungeist und seinen alten
Zielen Schlu§ zu machen, da§ es nicht
genŸgt, auf das Parlament zu hoffen
oder gar auf den Staat oder die Ju-
stiz, die so schonend mit den Rechts-
radikalen umgeht. Schon wird von
Regierungspolitikem der CSU der
Versuch unternommen, die NPD salon-
fŠhig zu machen, um sie als Not-
stands - Koalitionspartner zu qualifi-
zieren.

Zu Šhnlichen Schlu§folgerungen kam
vor GewerkschaftsfunktionŠren in Han-
nover auch der sozialdemokratische
Professor der politischen Wissenschaf-
ten an der TH Hannover, Dr. Peter
von Oertzen. Er fŸhrte aus, da§ er in
einem Verbot der NPD keine Chance
sŠhe. Der Neonazismus sei ãdas Er-
gebnis des politischen und gesell-
schaftlichen Systems in der Bundes-
republik, das man verŠndern mu§Ò. In
der Diskussion wurde die Notwendig-
keit dieser gesellschaftlichen VerŠnde-
rungen unterstrichen. So mŸ§ten das
Grundsatzprogramm und das Aktions-
programm des DGB zur EinschrŠnkung
der Monopolherrschaft durchgesetzt
und die Mitbestimmung der Arbeiter
verwirklicht werden.

Die vielfŠltigen VorschlŠge dieses Fo-
rums liefen darauf hinaus, die Not-
standsgesetze zu verhindern, die De-
mokratie zu verteidigen und lebendig
zu entfalten, so da§ ãeine NPD nicht
mehr mšglich istÒ (von Oertzen). Die
Politik der Bundesregierung mŸsse
von den Interessen des Volkes be-
stimmt sein und nicht von der ameri-
kanischen Au§enpolitik. Weiter sei not-
wendig, die drŠngenden sozialen Fra-
gen zu lšsen, die Gewerkschaften zu
stŠrken, ihren Einflu§bereich zu erwei-
tern, die politische Bildungsarbeit un-
ter der Jugend und den Gewerkschafts-
funktionŠren zu verbessern und die
AufklŠrungsarbeit in der gesamten
…ffentlichkeit Ÿber den Neofaschismus
zu verstŠrken. W. O.
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Notstandspläne endlich aufgeben!

Die Befürworter haben keine glaubhaften Argumente

Jetzt verstärkter Abwehrkampf der Gewerkschaften!

Die Bundesregierung ist mit gro§em Eifer dabei, die Notstandsgesetzgebung
vorlagereif fŸr den Bundestag zu machen. GegenwŠrtig werden im Innenmini-
sterium die EntwŸrfe Ÿberarbeitet und fertiggestellt. SpŠtestens im FrŸhjahr
sollen diese Arbeiten abgeschlossen sein, so da§ der ganze Fragenkomplex
unmittelbar danach im Parlament zur Beratung anstehen kšnnte. WŠhrend in
Bonn diese gefŠhrliche Betriebsamkeit im Zeichen der Gro§en Koalition einen
Hšhepunkt erreicht hat, verstŠrken die demokratischen KrŠfte, insbesondere die
Gewerkschaften, ihre BemŸhungen zur Abwendung dieser tšdlichen Bedrohung
der Demokratie.

Dio unverŠndert ablehnende Haltung
des Deutschen Gewerkschaftsbundes
manifestierte Ende Januar sehr Ÿber-
zeugend das šffentliche Forum des
DGB in Bonn, wo sich die Vertreter
aller ParlamentsfraktionenÕ von den
Sprechern der Gewerkschaften eine
Lektion in Demokratie erteilen lassen
mu§ten. Auf dieser Veranstaltung ist
es dem DGB gelungen, den Fraktions-
sprechern, deren Parteien zugleich TrŠ-
ger der Regierung sind, ein sehr we-
sentliches GestŠndnis zu entlocken,
jenes nŠmlich, da§ die schon verab-
schiedeten sieben ãeinfachen" Not-
standsgesetze in wesentlichen Teilen
ihres Inhalts fragwŸrdig und verfas-
sungsrechtlich bedenklich sind. Der
Bundestag, so lautete das EingestŠnd-
nis der Notstandsverfechter, werde sich
bald mit einer ãRevisionÒ dieser Ge-
setze beschŠftigen mŸssen.

Nach mehr als einem Jahr wird also
jetzt von den Bonner Patentdemokra-
ten zaghaft zugegeben, da§ die sofort
angemeldeten schweren Bedenken der
Gewerkschaften in bezug auf die sie-
ben Notstandsgesetze berechtigt sind.
Bedarf es noch eines weiteren Bewei-
ses fŸr das demokratische Urteilsver-
mšgen der Gewerkschaften?! Ihr Urteil
ist ebenso sicher und berechtigt auch
in Hinsicht auf die zur Zeit vorberei-
tete Notstandsverfassung, und es lau-
tet: Hšchst gefŠhrlich fŸr den Bestand
der Demokratie, Schlu§ mit der Defor-
mierung des Grundgesetzes!

In der nunmehr seit Jahren gefŸhrten
Auseinandersetzung der Gewerkschaf-
ter und anderer demokratischer KrŠfte
mit den Vertretern der Notstandskon-
zeption wurden nach und nach die
Hauptargumente der BefŸrworter ent-
krŠftet. Zur Meisterung von ãKata-
strophen", so konnten die Gegner von
Notstandsgesetzen nachweisen, kommt
man mit der bestehenden Gesetz-
gebung gut aus. Es ist gewisserma§en
die ãAchillesferse" des Vorsitzenden
der SPD-Bundestagsfraktion, Helmut
Schmidt, einer der eifrigsten Not-
standsprediger, da§ ausgerechnet er
Innensenator in Hamburg war, als die
Bundesrepublik mit der Hamburger
Flutkatastrophe vor drei Jahren die
schlimmste Naturkatastrophe nach dem
Kriege erlebte. Denn Helmut Schmidt
als der fŸr die Meisterung der Situ-
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ation verantwortliche Senator ist sei-
nerzeit sehr gut, ja vorbildlich mit der
vorhandenen Gesetzgebung ausge-
kommen. Erinnert man ihn heute im
Zusammenhang mit seiner Notstands-
besessenheit an diese Tatsache, so
pflegt er sehr gereizt zu reagieren.
VerstŠndlich, denn das Katastrophen-
argument" ist ein fŸr allemal kaputt.

Um so eifriger strapazierten dann die
AnhŠnger der Nolstandsverfassung in
allen Bonner Parteien die ãFurcht vor
den Russen", die Vorsorge fŸr den
ãŠu§eren NotstandÓ, sprich: Krieg.
Aber angesichts der intensiven sowje-
tischen Entspannungs- und AbrŸstungs-
bemŸhungen, die bei den VerbŸndeten
der Bundesrepublik zunehmenden Zu-
spruch finden, glauben auch an diesen
alten Hut immer weniger Menschen.
Vielmehr setzt sich die Auffassung
durch, da§ es an Bonn sei, sich der
Entspannungspolitik anzuschlie§en, um
so den ãŠu§eren Spannungsfall" abzu-
wenden. Denn neben der Bundesrepu-
blik mit ihren gro§machtsŸchligen Re-
prŠsentanten in Politik, Wirtschaft und
MilitŠr ist zur Zeit in Europa kein
Land erkennbar, dem man aufgrund
seiner Geschichte und seiner au§en-
politischen Forderungen die Provozie-
rung eines hei§en Konfliktes zutrauen
mŸ§te. Der Vorwand, wonach angeb-
lich wieder ãdie andern" schuld sind,
da§ wir uns (mit Atomwaffen und
Notstandsgesetzen) wappnen mŸssen,
zieht kaum noch.

So blieb den bedrŠngten Notstands-
helden nur noch ein moralisches ãAr-
gument", das zugleich als ihr wirk-
samstes erschien: die Ablšsung der
alliierten Vorbehaltsrechte bezŸglich
der Sicherheit der Stationierungstrup-
pen in der Bundesrepublik. Eine will -
fŠhrige Propaganda wu§te diese Frage
so geschickt hochzuspielen, da§ sie
zum Knotenpunkt fŸr das Problem
ãSouverŠnitŠt oder nicht?" gemacht
wurde. Von den Gewerkschaften war
die Behauptung, wonach die Not-
standsgesetzgebung diese alliierten
Vorbehaltsrechte aufheben und die
ãvolle" SouverŠnitŠt der Bundesrepu-
blik herstellen wŸrde, von Anfang an
bezweifelt worden.

Nunmehr ist auch dieses Scheinargu-
ment fŸr die Notstandsgesetze ge-
platzt, seit nŠmlich die Gewerkschaf-

ter und dieNolstandsgegner unter den
Hochschulprofessoren bei jeder Ge-
legenheit von der Bundesregierung
verlangen, sie mšge es sich doch von
den Alliierten schriftlich geben lassen,
da§ jene auf ihre Sonderrechte ver-
zichten wŸrden, falls eine Notstands-
verfassung zustande kommt. Auf einer
Veranstaltung in Hamburg teilte das
Hauptvorstandsmitglied der IG Che-
mie-Papier-Keramik, Werner Vitt, in
diesem Zusammenhang mit, er habe
kŸrzlidi dem CDU-Abgeordneten Ben-
da und dem ehemaligen StaatssekretŠr
im Innenministerium, SchŠfer, die ent-
sprechende Frage gestellt. Sie hŠtten
geantwortet, da§ eine verbindliche Er-
klŠrung Ÿber den Verzicht auf das
Vorbehaltsrecht nicht vorliege. Nur
die USA hŠtten ãzugesichert", sie wŸr-
den sich in London und Paris fŸr eine
solche ErklŠrung ãeinsetzen".

Nachdem den Verfechtern der Not-
slandsplŠne auf diese Weise ein Vor-
wand nach dem anderen abhanden
gekommen ist, bleibt die Frage, wel-
ches die tatsŠchlichen GrŸnde
fŸr die angestrebte Notstandsverfas-
sung sein mšgen. Offensichtlich geht
es ihnen darum, wie der IG-Metall-
Vorsitzende, Otto Brenner, am 7. Fe-
bruar in der Gewerkschaftszeitung
ãMetall" schrieb, ãdas ganze Volk in
einem bŸrokratisch-perfektionistischen
Notstands- und Befehlssystem zu er-
fassen Ñ  auf Kosten unserer demo-
kratischen Ordnung und entgegen
Wortlaut und Sinn des Grundgesetzes".

Und mit welcher Zielsetzung? Offen-
sichtlich halten die MŠchtigen in un-
serem Lande die Schaffung eines sol-
chen Zustandes fŸr notwendig, weil
ihre geheimen PlŠne ohne antidemo-
kratische Zwangsma§nahmen und ohne
die vorsorgliche Militarisierung des
Arbeits- und Privatlebens nicht reali-
sierbar erscheinen. Wenn sich die bis-
her genannten GrŸnde fŸr die Not-
wendigkeit von Notstandsgesetzen als
unwahr herausgestellt haben, so wird
man wohl, um die wahren GrŸnde zu
finden, an die Bonner Gebietsforde-
rungen im Osten und an das Streben
nach Atomwaffen denken mŸssen.

Alle Demokraten in der Bundesrepu-
blik und an ihrer Spitze die Gewerk-
schafter, haben jede Veranlassung,
den Kampf gegen die Notstands- und
Zivildienstgesetzgebung jetzt entschei-
dend zu verstŠrken, um diesen gefŠhr-
lichen Anschlag auf die Demokratie in
der Bundesrepublik und die Friedens-
bemŸhungen in Europa zu vereiteln.
DafŸr bieten sich in den nŠchsten Ta-
gen die vielfŠltigen Veranstaltungen
und Demonstrationen der Ostermarsch-
bewegung. Danach wird diese Frage,
die eine Existenzfrage ist, bei der Vor-
bereitung und DurchfŸhrung der Ver-
anstaltungen des DGB zum l.Mai 1967
eine hauptsŠchliche Rolle spielen mŸs-
sen. G. S.



Auftakt für Ostermärsche Fritz Erler

„Schlüssel zur europäischen Sicherheit liegt in Bonn”

Atomwaffengegner vertreten auch Ziele der Gewerkschaften

Im Februar hat die Kampagne fŸr Ab-
rŸstung in einer Anzahl von Gro§-
stŠdten mit den Auftaktveranstaltun-
gen des Ostermarsches 1967 begon-
nen. Viele tausend Menschen haben
an diesen šffentlichen Podiumsdiskus-
sionen, kŸnstlerischen Darbietungen
und Kundgebungen teilgenommen. Sie
haben damit ihre Bereitschaft demon-
striert, aktiv bei der Lšsung dringen-
der Probleme bundesdeutscher und
internationaler Politik mitzuwirken.

Im Mittelpunkt der Kundgebungen
standen vier Fragen, die zur Zeit
Gegenstand šffentlicher Diskussion
sind: die Attacken der Bonner Koali-
tionspolitiker gegen den Atomwaffen-
sperrvertrag; die weitere AufblŠhung
des RŸstungsetats der Bundesrepublik;
die Bonner AktivitŠt bei der Vor-
bereitung der Notstandsgesetzgebung
und die materielle und moralische
UnterstŸtzung des schmutzigen Krie-
ges in Vietnam.

Diese Thematik macht bereits deut-
lich, wie sehr von Bonn aus noch
immer Entspannung und AbrŸstung
behindert werden. Das ist in den
Hauptfragen der Politik auch mit so-
zialdemokratischer Regierungsbeteili-
gung nicht anders geworden. ãDer
SchlŸssel zur europŠischen Sicherheit
liegt in Bonn", sagte auf der Kund-
gebung in DŸsseldorf der DarmstŠd-
ter Pfarrer Mochalski und fragte die
verantwortlichen Regierungspolitiker,
warum sie sich weigerten, die Ergeb-
nisse des zweiten Weltkrieges end-
lich anzuerkennen. Der hessische SPD-
Landtagsabgeordnete und DGB-Funk-
tionŠr Phillip Ple§ sagte in einer Stel-
lungnahme zum Ostermarsch 1967:

ãDie Gro§e Koalition ist keine Garan-
tie fŸr Entspannungspolitik. Deshalb
kommt der Kampagne fŸr AbrŸstung
immer grš§ere Bedeutung zu."

Neben den vielen Persšnlichkeiten
aus Kunst und Wissenschaft, die wie
alljŠhrlich die OstermŠrsche unter-
stŸtzen, sind auf den bisherigen Ver-
anstaltungen besonders viele namhafte
GewerkschaftsfunktionŠre hervorge-
treten. So u. a. Prof. Dr. Walter Fa-
bian, Chefredakteur der ãGewerk-
sachftlichen Monatshefte" des DGB;
Willi  Baumann, Mitglied des Haupt-
vorstandes der IG Druck und Papier;
Otmar GŸnther, SekretŠr fŸr Jugend-
arbeit der IG Metall; Hinrich Oetjen,
SekretŠr fŸr Jugendarbeit der IG Che-
mie-Papier-Keramik; GŸnter Tolusch,
Betriebsratsvorsitzender der Ford-
Werke in Kšln; ferner die in Gewerk-

schaftskreisen besonders bekannten
Publizisten Fritz Vilmar und Egon
Lutz.

Die Teilnahme prominenter Gewerk-
schafter an der Ostermarschbewegung
widerspiegelt die Stimmung in den
DGB-Gewerkschaften und die Tatsache,
da§ die organisierten Arbeitnehmer
die auf Verhinderung der Atom-
rŸstung, Einstellung des Vietnamkrie-
ges und Verteidigung der Demokra-
tie gerichtete Zielsetzung der Kam-
pagne fŸr AbrŸstung unterstŸtzen.

Man fragt sich darum, was die all-
jŠhrliche stereotype ErklŠrung des
DGB-Bundesvorstandes bezwecken soll,
wonach der DGB ãam Ostermarsch
und den damit in Zusammenhang ste-
henden Veranstaltungen" nicht teil-
nehmen wird?

Es kann nicht Aufgabe des DGB sein,
abseits zu stehen, wenn es vielmehr
darauf ankommt, progressive Bewe-
gungen, sei es gegen die Notstands-
gesetze, den Vietnamkrieg und die
AtomrŸslung, zu fšrdern. Der DGB
sollte endlich aufhšren, durch sein
Verhalten den Eindruck zu erwecken,
als handele es sich bei der Oster-
marschbewegung nicht um demokra-
tische KrŠfte und nicht um Zielsetzun-
gen, die im Interesse des deutschen
Volkes liegen. Diese De-facto-Liebes-
dienste fŸr die ReaktionŠre und
Scharfmacher um Franz-Josef Strau§
sollten in Zukunft gefŠlligst unter-
bleiben. Es ist unvermeidlich, da§ sol-
ches Verhalten der DGB-Spitze zu
Spannungen in den Gewerkschaften
fŸhrt und da§ die Gewerkschafts-
feinde aus dem Hause Axel Springer
Ñ  um nur ein Beispiel zu nennen Ñ
solche AnlŠsse zu Attacken auf die
Einheitsgewerkschaft ausnutzen.

Wenn in den Tagen um Ostern die
Protestaktionen der Atomwaffengeg-
ner gegen das entspannungsfeindliche
Querulantentum der Bundesregierung,
gegen ihr atomares Gro§machtstreben
und ihre PlŠne zur Erdrosselung demo-
kratischer Freiheiten den Hšhepunkt
erreichen, werden Tausende von Ge-
werkschaftern, ihrem Gewissen fol-
gend, mit dabeisein. Es kann nicht an-
gehen, da§ Gewerksdiafter um einiger
sozialdemokratisdier Minister willen,
die offenbar ihre Pflicht nicht kennen,
den notwendigen Protest gegen eine
gefŠhrliche Politik zurŸckstellen. Mš-
gen diese Minister, mag die SPD aus
dem ãfalschen Dampfer" der alten
CDU-Politik aussteigen, dann wird die
Kritik  sie nidit treffen. Sb.

Mit einem StaatsbegrŠbnis ist in Pforz-
heim der stellvertretende Vorsitzende
der SPD und Vorsitzende der SPD-
Bundestagsfraktion, Fritz Erler, zu
Grabe getragen worden. Mit ihm hat
die Sozialdemokratische Partei einen
ihrer klŸgsten Kšpfe verloren. Ob
aber auch die Politik Fritz Erlers fŸr
die Partei zum Vorteil war, mu§ er-
heblich in Zweifel gezogen werden.
Schlie§lich gehšrte er zu jenen Poli-
tikern, die fŸr den Kurs auf die Gro§e
Koalition verantwortlich gewesen sind.

Fritz Erler war einer der besten De-
battierer des Deutschen Bundestages
und ohne sich mit seinen politischen
Vorstellungen zu identifizieren, war es
oft ein Genu§, seine geschliffenen Re-
den anzuhšren. Diese Rolle allerdings
hŠtte er nach der Bildung der Gro§en
Koalition kaum noch spielen kšnnen.

Die Traueransprache hielt in der
Schlo§kirche zu Pforzheim der evan-
gelische MilitŠrbischof Kunst, und
auf Erlers Platz im Bundestag lag
wŠhrend der Trauerfeier, entgegen so-
zialdemokratischer Tradition, anstelle
eines roten ein wei§er Nelkenstrau§.
Mancher wird das als ein Symbol auf-
gefa§t haben. sr

Sozialprodukt 1966

Nach den ersten Schätzungen des Statistischen
Bundesamtes hat der Zuwachs des Sozialproduk-
tes im Jahre 1966 mit 30 Mrd. DM 6,4 Prozent
gegenüber dem Vorjahr betragen. In Preisen
von 1954 gerechnet erreichte der reale Zuwachs
jedoch nur 2,7 Prozent und lag damit um 2,1
Prozent unter der Zuwachsrate des Jahres 1965.
Somit betrug der Preisanstieg des Bruttosozial*
Produktes - der Gesamtsumme der im Inland
erzeugten Güter und Dienste — 3,5 Prozent, das
war ein Rekord gegenüber allen Preistreibereien
der Vergangenheit. Auf die Güter der inländi-
schen Verwendung berechnet hat der Preisanstieg
sogar 4,2 Prozent betragen — bei einem nomi-
nellen Zuwachs von 4,8 Prozent gegenüber dem
realen Zuwachs von 0,6 Prozent.
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Um die Gestaltung des 1. Mai

Tag der Demonstration gewerkschaftlicher Forderungen

oder nur „Feiertag der Arbeit" - Zu einer Diskussion

In der ãQuelleÒ, dem FunktionŠrsorgan des Deutschen Gewerkschaftsbundes,
findet seit einiger Zeit eine Diskussion statt, die sich mit Form und Inhalt des
1. Mai in unserer Zeit beschŠftigt. Ausgangspunkt dieser Diskussion ist die von
Jahr zu Jahr schwŠcher werdende Beteiligung der Arbeiter, Angestellten und
Beamten an den Mai-Veranstaltungen des DGB, ein Problem Ÿbrigens, das nicht
zum ersten Mal in den Gewerkschaften zur Debatte steht.

In den in der ãQuelle" veršffentlich-
ten BeitrŠgen wird eine Reihe von
VorschlŠgen gemacht, bei denen man
allerdings oft den Eindruck haben
mu§, als ginge es einem Teil der Ein-
sender im wesentlichen um eine Ab-
schwŠchung des politischen Inhaltes
der Mai-Veranstaltungen. So wird vor-
geschlagen, den 1. Mai nicht als
Kampf-, sondern als Feiertag zu be-
gehen oder darŸber hinaus sogar an-
stelle eines Feiertages der Arbeiter
einen ãFeiertag der Arbeit" zu ver-
anstalten, mit von den Behšrden unter
Beteiligung der Gewerkschaften orga-
nisierten Feierstunden. Eine Reihe
von Einsendungen sprach sich dafŸr
aus, auf Kundgebungen und Demon-
strationen ganz zu verzichten. Und in
der Dezember-Ausgabe der ãQuelle"
wurde empfohlen, am 1. Mai, abge-
sehen von einigen zentralen gewerk-
schaftlichen Kundgebungen, ein Volks-
fest nach dem Muster der in den letz-
ten beiden Jahren in Hamburg und
Essen durchgefŸhrten Veranstaltungen
zu begehen. Auf einer mittleren Linie
bewegen sich jene VorschlŠge, die den
Mai-Feiern zwar den Charakter eines
Kampf- wie auch eines Festtages ge-
ben mšchten, aber die Veranstaltun-
gen im Saale stattfinden lassen wollen.

Um sich ein Urteil darŸber bilden zu
kšnnen, wie die Gewerkschaften den
1. Mai zu begehen haben, mu§ man
sich der Tradition und der Geschichte
des 1. Mai erinnern. Im Jahre 1889
beschlo§ der 1. Internationale Arbei-
terkongre§ in Paris, an einem Tag im
Jahr, und zwar am 1. Mai, in allen
LŠndern der Welt die Arbeiter auf-
zufordern, in der …ffentlichkeit fŸr
ihre wirtschaftlichen und politischen
Ziele zu demonstrieren. Mit diesem
Beschlu§ wurde der internationalen
Arbeiterbewegung ein starker Impuls
gegeben und ein Signal aufgezogen
fŸr eine soziale Revolution, die in der
Menschheitsgeschichte kein Beispiel
hat. Das gro§e Ereignis dieses Tages
war und ist auch noch heute, da§ sich
in allen LŠndern die schaffenden Men-
schen ihrer Kraft bewu§t werden und
diese Kraft in der …ffentlichkeit de-
monstrieren.

Die Geschichte des 1. Mai ist gleich-
zeitig die Geschichte des Kampfes der
Arbeiterklasse, die sich aus einer
dumpfen, von der Staatsgewalt und
den Herrschenden in Wirtschaft und
Gesellschaft als Arbeitssklaven gehal-
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tenen Masse zu einem immer freieren
und selbstbewu§teren Stand einpor-
kŠmpfte. Der Marschtritt unzŠhliger
Millionen am 1. Mai hat immer wie-
der das Bewu§tsein der Menschen,
deren Arbeit und Leistung Staat und
Gesellschaft erhalten, aufgerŸtlelt und
in ihnen das GefŸhl der Zusammenge-
hšrigkeit und SolidaritŠt wachgehalten.

Der 1. Mai als Kampftag der inter-
nationalen Arbeiterbewegung wurde
von Beginn an von den Herrschenden
in Staat und Wirtschaft auf das rŸck-
sichtsloseste bekŠmpft, denn sie wu§-
ten, da§ ihre Macht auf die Dauer vor
dem Marsch der Millionen schwinden
wŸrde und die AnsprŸche der Lohn-
und GehaltsempfŠnger, manifestiert in
den Mai-Forderungen, durch die Kraft
der Gewerkschaften Wirklichkeit wer-
den mu§ten. Was aber auch immer
geschah, wie gro§ die Opfer waren,
die fŸr die Forderungen und Losungen
des 1. Mai gebracht wurden, immer
hat sich der fortschrittliche Teil der
Arbeiterklasse in der ganzen Welt zu
dem gro§en Ereignis der Mai-Demon-
strationen bekannt. An diesem Tag
hat sich die Kraft der arbeitenden
Menschen erneuert und von Maitag
zu Maitag Ÿber Siege und Niederlagen
hinweg sind die Arbeiter ihren gro-
§en Zielen nŠhergekommen. Niemals
ist es gelungen, den Geist und die
Ideale zu tšten, die am 1. Mai Millio -
nen Menschen in den Demonstrationen
zusammenfŸhrte. Weder die Konzen-
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1966 kaum gestreikt

Nadi den Feststellungen des Statisti-
schen Bundesamtes haben im vergan-
genen Jahr nur 196 013 Arbeitnehmer
in 205 Betrieben gestreikt. Der Ausfall
an Arbeitstagen betrug 27 086. Von
ãradikalen" Kampfmethoden der Ge-
werkschaften kann also keineswegs
die Rede sein. Das Statistische Bundes-
amt mu§te sogar darauf hinweisen, da§
1966 erstmals die durchsdinittlidie
Streikdauer je Beteiligtem kŸrzer als
ein Arbeitstag war. In fast allen FŠl-
len handelte es sich nur um Warn-
streiks, die eine Stunde oder darunter
gedauert haben.

trationslager der Hitler-Diktatur und
die BrutalitŠt des Naziterrors, noch
die Versuche, den internationalen
Kampftag der Arbeiterschaft zu einem
sogenannten ãFeiertag der nationalen
Arbeit" umzudeuten, konnten den po-
litischen Inhalt, der dem 1. Mai inne-
wohnt, zerstšren oder unterdrŸcken.

Es ist nicht zuletzt den Demonstratio-
nen des 1. Mai zu verdanken, da§ die
Arbeiterschaft nicht mehr fŸr den
Acht-Slunden-Tag auf die Stra§e gehen
mu§. Aber wer wollte behaupten, da§
es heute keine Forderungen gŠbe, fŸr
die mit der gleichen Energie und mit
den gleichen Waffen gekŠmpft wer-
den mŸ§te wie in den Zeiten, als die
Forderung des Acht - Stunden - Tages
auf der Tagesordnung stand?

Die steigenden Zahlen der Arbeits-
losen und der Kurzarbeiter, der Ver-
lust des sozialen Besitzstandes der
Arbeiter und der Angestellten in den
Betrieben, der wachsende Widerstand
der Unternehmer gegen Lohnforderun-
gen und die Notwendigkeit einer
wirksamen wirtschaftlichen Mitbestim-
mung der Arbeitnehmer sind ebenso
wie die von dem unmoralischen Krieg
der Amerikaner in Vietnam und dem
stŠndigen DrŠngen militaristischer
Kreise in der Bundesrepublik nach
Mitbesitz an bzw. VerfŸgungsgewalt
Ÿber Atomwaffen ausgehenden Kriegs-
gefahr deutliche Zeichen dafŸr, da§
der 1. Mai als Kampftag und die Mai-
Demonstrationen keineswegs Ÿberholt
sind. Das Grundsatzprogramm des
Deutschen Gewerkschaflsbundes und
das Aktionsprogramm sind ihrer Ver-
wirklichung kaum nŠhergekommen,
und wo wŠre die Forderung auf ihre
endgŸltige Realisierung wirksamer
ausgesprochen als auf den Mai-Demon-
strationen?

Die Gewerkschaften in der Bundes-
republik wŠren schlecht beraten, wenn
sie den 1. Mai zu einem allgemeinen
Feiertag abwerten wŸrden. Es mag
zwar nicht allein darauf ankommen,
durch die Stra§en zu marschieren, ob-
wohl die Demonstrationen am 1. Mai
der stŠrkste Ausdruck gewerkschaft-
licher Kraft sein kšnnten; aber es
kommt sehr wohl darauf an, diesen
Tag nicht seines Charakters als Auf-
ruf zur Tat zu entkleiden.

Die Aufgaben, die unsere Zeit den
Gewerkschaften stellt, sind nicht im
mindesten kleiner und unbedeutender
geworden. Im Gegenteil: Heute kommt
es nicht nur darauf an, die sozialen
Fragen zu lšsen, sondern die gesell-
schaftliche und politische Gleichberech-
tigung der Lohn- und GehaltsempfŠn-
ger zu verwirklichen. Zur Manifesta-
tion dieser geschichtlichen Aufgabe
genŸgt nicht ein 1. Mai als Feiertag,
sondern als Aufruf zur Tat. Wenn
sich die Gewerkschaften bemŸhen,
diese RealitŠten den Mitgliedern wie-
der ins Bewu§tsein zu bringen, wird
die Bedeutung des 1. Mai den arbeL
tenden Menschen in der Bundesrepu-
blik wieder offenbar werden. H. S.



Jetzt schon 700000 Arbeitslose

Arbeitslosenunterstützung nur unzureichend erhöht

Die soziale Not bleibt für Hunderttausende bestehen

Rund 700 000 Arbeitslose waren in der Bundesrepublik Ende Februar den Arbeits-
Šmtern gemeldet. Die Arbeitslosenquote erhšhte sich von 2,9 Prozent Ende
Januar auf 3,1 Prozent. Im Februar 1966 hatte sie Ñ  trotz des strengen Winters Ñ
nur 1 Prozent betragen. Der tatsŠchliche Verlust an ArbeitsplŠtzen ist in der
westdeutschen Wirtschaft jedoch weit hšher, denn 250 000 bis 300 000 auslŠn-
dische ArbeitskrŠfte sind in ihre HeimatlŠnder zurŸckgekehrl. Die Zahl der
BeschŠftigten hat sich in der Bundesrepublik um annŠhernd eine Million
reduziert.

Aber auch das ist noch nicht die ganze
Wahrheit: Auch die Kurzarbeit hat er-
heblich zugenommen, und zwar von
Mitte Dezember 1966 bis Januar d. J.
von 90 400 auf 240 000. Damit wurde
die Rekordzahl von 180 000 Kurzarbei-
tern im Mai 1952 weit Ÿbertroffen. Bei
diesen Zahlen handelt es sich aber nur
um jene Kurzarbeiter, fŸr die bei den
ArbeitsŠmtern UnterstŸtzung bean-
tragt wurde.

Das ist eine alarmierende Situation,
die die ganze FragwŸrdigkeit der ãso-
zialen Sicherheit" der Arbeiter und
Angestellten in dem kapitalistischen
Wirtschaftssystem unserer Tage ent-
hŸllt, das sich irrefŸhrenderweise die
Firmenbezeichnung ãsoziale Markt-
wirtschaft" zugelegt und die Arbeit-
nehmer in den ãRang" eines Sozial-
partners und WirlschaftsbŸrgers erho-
ben hat.

Ernsthafte und wirksame Ma§nahmen
der Bundesregierung zur schnellen
†berwindung der Arbeitslosigkeit und
der Kurzarbeit sind aber trotz der ge-
fŠhrlichen Situation nicht erkennbar.
Wenn bisher die Arbeitsmarktlage
nicht ein nodi katastrophaleres Aus-
ma§ angenommen hat, ist das auf die
immer noch relativ gute Exportkon-
junktur zurŸckzufŸhren. Aber Export-
ŸberschŸsse allein kšnnen die Kon-
junktur nicht ankurbeln, im Gegenteil:
Notwendig ist im Augenblick vor al-
lem die StŠrkung der Kaufkraft und
der Inlandsnachfrage. Die erhebliche
BeschrŠnkung der staatlichen Mittel
fŸr Sozial- und Bildungsinvestitionen
sowie fŸr den Wohnungsbau, die in
StŠdten und Gemeinden zu den be-
kannten ãStabilisierungsruinen" ge-
fŸhrt hat, wirkt aber genau in der
entgegengesetzten Richtung. Die in
dem Investitionshaushalt Ÿber den
Kapitalmarkt aufgenommenen 2,5 Mil -
liarden DM sind auch keineswegs ein
Rettungsanker, denn die Einkommens-
verluste durch Arbeitslosigkeit und
Kurzarbeit sowie die unzulŠnglichen
Lohn- und Gehaltserhšhungen, die
praktisch einen Lohnstopp bedeuten,
gehen weit Ÿber die Mittel des Even-
tualhaushaltes hinaus und werden auf
6 bis 8 Milliarden DM geschŠtzt.

Der von der Bundesregierung den Un-
ternehmern gebotene Anreiz, mit Hilfe
erhšhter AbschreibungssŠtze wieder
mehr zu investieren, wird sicher nicht 

unter dem Gesichtspunkt genutzt,
mehr ArbeitsplŠtze zu schaffen, son-
dern durch technische Rationalisierung
ArbeitsplŠtze einzusparen und damit
den Profit zu erhšhen. Seit Jahren
haben die Gewerkschaften auf die fŸr
die soziale Sicherheit gefŠhrlichen
Konsequenzen der technischen Ent-
wicklung hingewiesen, und nicht zu-
letzt zur Abwendung dieser Gefahren
eine effektive Mitbestimmung gefor-
dert. Seit einigen Jahren, das hat bei-
spielsweise die Automationstagung
der IG Metall festgestellt, gehen in
der Bundesrepublik jŠhrlich 1,5 Millio -
nen ArbeitsplŠtze verloren. Aber die
Regierung hat die warnenden Stim-
men der Gewerkschaften ignoriert,

Bundes- und LŠnderregierungen wie
auch die Unternehmer, die fŸr sich
weder Arbeitslosigkeit noch Kurzarbeit
zu befŸrchten haben, kšnnen leicht
behaupten, 3,1 Prozent Arbeitslose
seien noch ãnicht beunruhigend". FŸr
jeden Arbeiter und Angestellten aber
bedeutet jede Woche Arbeitslosigkeit
oder Kurzarbeit einen spŸrbaren Ein-
kommensverlust und auf die Dauer
soziale Not. Daran Šndert auch die
jetzt fŸr den 1. April beschlossene Er-
hšhung der ArbeitslosenunterstŸtzung
um 15 Prozent nichts. Im Ÿbrigen ko-
sten diese Verbesserungen die Bun-
desregierung keinen Pfennig, weil sie
aus den Einnahmen und Vermšgen
der Arbeitslosenversicherung finan-
ziert werden.

Der ledige Arbeitslose erhŠlt ab
1. April statt 55 Prozent seines Netto-
verdienstes 62,5 Prozent, aber die Ein-
kommenseinbu§e von 37,5 Prozent
bleibt dennoch ganz erheblich. Der
Hšchstsatz fŸr Ledige bei einem Wo-
chenverdienst von 300 DM oder Monats-
gehalt von 1300 DM betrŠgt ab 1. April
134,40 in der Woche. Zwar wird auch
der Familienzuschlag von bisher 9 auf
12 DM wšchentlich erhšht, aber der
Hšchstbetrag aller Leistungen fŸr Ver-
heiratete mit zwei Kindern wird ab
1. April immer noch auf 80 Prozent
des Nettoverdienstes beschrŠnkt blei-
ben.

Noch unzulŠnglicher ist die UnterstŸt-
zung der Arbeitslosen nach der Aus-
steuerung, denn die A r b e i t s lo-
se n h i 1 f e ist nur von 45 Prozent auf
52,5 Prozent des Nettoverdienstes auf-
gebessert worden. Zweifellos hŠtten 

die Leistungen der Arbeitslosenver-
sicherung stŠrker erhšht werden kšn-
nen, aber die Bundesregierung hat mit
ihren BeschlŸssen zum Haushaltsaus-
gleich Ende des vergangenen Jahres
die Arbeitslosenversicherung mit 463
Millionen DM jŠhrlichen Ausgaben
fŸr Aufgaben belastet, deren Finanzie-
rung aus dem Bundesetat der Regie-
rung zu erfolgen hŠtte.

Die Forderung des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes, die Arbeitslosenunter-
stŸtzung auf mindestens zwei Drittel
des bisherigen Einkommens zu er-
hšhen, hat nach wie vor ihre GŸltig-
keit. Arbeiter und Angestellte haben
ihre Arbeitslosigkeit nicht selbst ver-
schuldet, und darum ist die Forderung
berechtigt, die Verantwortlichen, nŠm-
lich die Unternehmer und die Bundes-
regierung zu verpflichten, die von der
Arbeitslosigkeit Betroffenen vor so-
zialer Not zu schŸtzen. Es widerspricht
der im Grundgesetz postulierten WŸr-
de des Menschen und dem verfas-
sungsmŠ§igen Recht auf Arbeit, wenn
Millionen Arbeiter und Angestellte
von ihren ArbeitsplŠtzen verdrŠngt
werden und weitere Millionen um den
Besitz ihres Arbeitsplatzes fŸrchten
mŸssen.

Der Deutsche Gewerkschaftsbund hat
in seinem Grundsatz- und Aktions-
programm Mittel und Wege gewiesen,
die Wirtschaft krisenfest zu machen
und die soziale Sicherheit der Arbeit-
nehmer zu garantieren. Die Unterneh-
mer, vor allem die gro§en Kapital-
gesellschaften, haben in den Jahren
der Konjunktur erhebliche Kapital-
reserven angesammelt, die nicht sel-
ten grš§er sind als das Grundkapital.
Diese auf Kosten der Arbeitnehmer
und der Gesellschaft insgesamt Ÿber
eine reaktionŠre Steuerpolitik ange-
sammelten Kapitalpolster mŸssen jetzt
dazu dienen, die ArbeitsplŠtze zu er-
halten. Zusammen mit den dringend
notwendigen Abstrichen aus dem un-
verantwortlich aufgeblŠhten RŸstungs-
etat kšnnte die Bundesregierung da-
mit Ÿber die Mittel verfŸgen, um der
Wirtschaft die notwendigen Impulse
zu neuem Wachstum zu geben. -š-

Zahl der Konkurse steigt weiter

3301 Konkurse wurden 1966 vom Sta-
tistischen Bundesamt gezŠhlt. Das wa-
ren 373 mehr als im Jahr zuvor. Von
diesen Konkursen mu§te in 1261 FŠl-
len der Konkursantrag ãmangels aus-
reichender MasseÒ abgelehnt werden.
Die Zahl der sogenannten Millionen-
Konkurse mit Schulden von Ÿber eine
Million  DM hat sich von 129 auf 232
erhšht. Die Gesamtzahl der zahlungs-
unfŠhig gewordenen Betriebe im ver-
gangenen Jahr betrug 3615. Von den
Insolvenzen waren am stŠrksten be-
troffen Betriebe des verarbeitenden
Gewerbes, des Baugewerbes sowie des
Gro§- und Einzelhandels.
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Export-Ausweg ?
Der Aktivsaldo unserer Handelsbilanz
im vergangenen Jahr hat die Erwartun-
gen Ÿbertroffen. Nadi den Veršffent-
lichungen des Statistisdien Bundes-
amtes liegt der ExportŸberschu§ mit
7,9 Milliarden DM weit Ÿber dem Er-
gebnis des Vorjahres mit 1,2 Milliar -
den DM.

Auf den ersten Blick, erscheint diese
Entwicklung begrŸ§enswert, denn 80,6
Milliarden DM Ausfuhren, denen 1966
72,7 Milliarden Importe gegenŸber-
stehen, haben dazu beigetragen, die
krisenhafte Tendenz in unserer Wirt-
schaft ein wenig abzuschwŠchen. Aber
aus dem Aktivsaldo der Handelsbilanz
zu schlie§en, man mŸsse jetzt nodi
mehr Anstrengungen unternehmen,
um die Flaute auf dem Binnenmarkt
durch weitere Exportsteigerungen zu
kompensieren, wŠre ein Trugschlu§.
Steigende Exporte, die mit starken
Lohneinbu§en erkauft werden mŸssen,
beeintrŠchtigen die Inlandsnachfrage,
die sich eine Volkswirtschaft gerade in
dem Augenblick am wenigsten leisten
kann, in dem sich durch Arbeitslosig-
keit, Kurzarbeit und Lohn- und Ge-
hallsstopp die Masseneinkommen ver-
ringern.

Den Export auf Kosten der Massen-
einkommen zu forcieren, hei§t nichts
anderes, als die stŠrkste Konjunktur-
stŸtze, nŠmlich ausreichende Kaufkraft,
zu zerstšren. Bei einem Sozialprodukt
von rund 480 Milliarden DM sind 80
Milliarden Exporte etwa Ve der Pro-
duktion in der Bundesrepublik und nur
VÈ der Binnennachfrage. Einseitige Be-
mŸhungen, Ÿber den Export einen Aus-
gleich fŸr die nachlassende Inlands-
nachfrage zu finden, wŠren ein volks-
wirtschaftlicher Unsinn, denn ein Pro-
zent weniger Binnennachfrage mŸ§te
mit fŸnf Prozent mehr Export ausge-
glichen werden.

Die Zuwachsraten des Exports sind
also keine Beruhigung fŸr die Wirt-
schaftspolitik. Belebung der Inlands-
nachfrage, vornehmlich Ÿber die Er-
hšhung des Verbrauchs durdi StŠrkung
der Massenkaufkraft, mu§ das Ziel
konjunkturpolitischer Ma§nahmen der
Bundesregierung sein. Eine durch neue
Impulse wieder belebte Inlandsnach-
frage wird dann auch den Warenstrom
aus den LŠndern unserer Handelspart-
ner anschwellen lassen. Das ist aus
zweierlei GrŸnden wichtig: Einmal sta-
bilisieren steigende Importe die Kon-
junktur der Handelspartner und schaf-
fen damit eine Voraussetzung fŸr die
Aufnahme bundesdeutscher Export-
artikel. Zum anderen bremsen sie auf
dem Binnenmarkt den Preisauftrieb.
Intensivierte Exportpolitik kann also
der Volkswirtschaft nur vorŸber-
gehende Erleichterung verschaffen.

„Konzert“ für Bergarbeiter

Schiller verspricht 80 Mill. Tonnen Steinkohlenabsatz

Bonner Gewerkschaftstag der IGBE ohne Entscheidungen

Im Unterschied zu vergangenen Bonn-Fahrten demonstrierten am 22. Februar
keine Kumpel in den Stra§en der Hauptstadt: Vielmehr trafen sich die Dele-
gierten der IG Bergbau und Energie sowie zahlreiche GŠste in der Beethoven-
halle, um auf ihrem Gewerkschaftstag Ñ  gewisserma§en unter den Fenstern der
Gro§en Koalition Ñ  erneut die Sorgen und WŸnsche der existenzbedrohten
Bergarbeiter publik zu machen. Walter Arendt und Heinz Vetter, die Vorsitzen-
den der Gewerkschaft, hatten Ort und Zeitpunkt des Gewerkschaftstages aus-
gewŠhlt, um die Bundesregierung energisch auf energiepolitische Entscheidungen
zu drŠngen. Dabei vertraten sie den Standpunkt, da§ alle Entscheidungen, die
1967 nicht getroffen wŸrden, fŸr den Steinkohlenbergbau zu spŠt kŠmen.

Gro§e Erwartungen setzen daher die
300 Delegierten und 120 Betriebsrats-
vorsitzenden der Ruhrzechen in die
AusfŸhrungen des Bundeswirtschafts-
ministers Schiller und des nordrhein-
westfŠlischen MinisterprŠsidenten
KŸhn. Heinz KŸhn, der den Versam-
melten erklŠrt hatte, er werde ihnen
nicht ãHonig um den Mund schmie-
ren", beschrŠnkte sich auf die Zusage,
die Landesregierung wolle die Ver-
gabe šffentlicher Mittel fŸr Zechen-
stillegungen von einem Milsprache-
recht der Regierung Ÿber Ort und Zeit
der Stillegungen abhŠngig machen.
Weitere Stillegungen hielt KŸhn aller-
dings fŸr ãunvermeidlich".

Prof. Schiller wurde von den Bergleu-
ten mit Vorschu§applaus begrŸ§t. Zu-
nŠchst rŸhmte sich der Minister in sei-
ner Rede zahlreicher Initiativen zur
BewŠltigung gesamtwirtschaftlicher
Aufgaben. Trotzdem habe er die Ener-
giepolitik nicht vergessen. Durch die
Realisierung des 2. Verstromungsge-
setzes (im MŠrz 1966 vom Bundestag
beschlossen) und der Kokskohlesub-
ventionen (ãWir haben der Montan-
union mit einer nationalen Konzeption
gedroht") kšnne er heute, im Rahmen
einer mittelfristigen Planung, fŸr 80
Millionen Tonnen Sleinkohlenabsalz
garantieren; 80 Millionen Tonnen wŠ-
ren immerhin ãmehr als gar nichts".

Der Bundeswirtschaftsminister war der
Ansicht, in der Energiepolitik kšnne
man mit einem ãeinmaligen Kraftakt"
nur auf Kosten Dritter etwas tun. Die-
sen Weg lehne die Bundesregierung
ab. Sie wolle jetzt ein energiepoliti-
sches Programm entwickeln, das Ÿber
die BeschlŸsse der alten Bundesregie-
rung hinausgehe. In welche Richtung
Schiller dabei zu gehen gedenkt, sagte
er den Bergleuten nicht. Dagegen er-
klŠrte er, die Bundesregierung habe
keine weiteren Mittel, um dem Berg-
bau zu helfen. Auch die Schaffung
einer einheitlichen BergmannsprŠmie
hŠnge nur davon ab, ob die Regierung
soviel ãMoneten zusammenkratzen"
kšnne. Die jŠhrlichen ZuschŸsse an
den Bergbau betragen Ñ  nach Schil-
ler Ñ  schon 820 Millionen, diese mŸ§-
ten einmal ãdurchforstet" werden,
vielleicht sei da nicht alles ãganz 

systematisch durchdacht". Schiller
sprach auch das gro§e Wort, der Berg-
arbeiter mŸsse ãmindestens im glei-
chen Umfang" wie die Kapitalseite
ãentschŠdigt" werden. Aber wie Ñ
davon kein Wort.

Der aufmerksame Zuhšrer vernahm
auch kein einziges Wort des Ministers
zu den energiepolitischen Sofortma§-
nahmen, die die IG Bergbau fordert
und die eine EinschrŠnkung derKohle-
und …limporte, die Anhebung der
Heizšlsteuer, Investitionsstopp fŸr
Raffinerien und erweiterten Kohle-
export im Handel mit der DDR vor-
sehen. Dagegen Šu§erte sich Karl
Schiller recht freundlich zu dem Kon-
zept der Gewerkschaft fŸr die Bildung
einer Einheitsgesellschaft an der Ruhr.
Er sei ein Freund ãoptimaler Unter-
nehmenseinheiten". Und schlie§lich
gab Schiller der Hoffnung Ausdruck,
die Bergarbeiterschaft werde auch in
Zukunft nicht konservativ denken,
sondern ãzu mutigen Lšsungen" der
Strukturprobleme bereit sein.

Die dreiviertelstŸndigen BemŸhungen
des neuen Bundeswirtschaftsministers
waren nichts mehr als unverbindliche
Komplimente und das Beharren an
alten Bonner Auffassungen. Ein Neu-
beginn in der Energiepolilik wurde
nur vorgetŠuscht,und dieBergarbeiter-
delegierlen bleiben ohne gro§e Hoff-
nung auf wirksame Hilfe durch die
Koalitionsregierung. Viele aber hallen
das alles offenbar nicht begriffen. So ein
Redner von der Saar, der seine Zufrie-
denheit darŸber Šu§erle, da§ es jetzt
Minister gŠbe, mit denen auch ein
Kumpel ãan der Theke" stehen kšnne.
Aber was ist, wenn ein solcher Mini -
ster dem Kumpel dann keinen reinen
Wein einschenkt?

Warum verschwieg Schiller den Berg-
arbeitern, da§ er keine Ma§nahmen
gegen die Importenergie ergreifen
will? Warum stšhnte er Ÿber Geld-
mangel im Staatshaushalt, obwohl die
IG Metall der Regierung nachrechnete,
da§ allein der RŸstungshaushalt um
5 bis 7 Milliarden gekŸrzt werden 
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kšnnte, ohne die ãSicherheit der Bun-
desrepublik" zu beeintrŠchtigen? War-
um forderte er von den Bergleuten
ãMut zu neuen Lšsungen", obwohl
darunter nur weitere Stillegungen zu
verstehen sind? Prof. Schiller empfahl
den Bergleuten eine ãkonzertierte
Aktion" mit den Unternehmern, und
dafŸr hatte er schon alles parat. Aber
wessen Melodie soll eigentlich bei die-
sen Konzerten gespielt werden? Die
der Arbeitnehmer keinesfalls, das hat
Schiller in der Beethovenhalle deutlich
genug erkennen lassen.

Im weiteren Verlauf des Gewerk-
schaftstages stand die vom Hauptvor-
stand vorgeschlagene Einheitsgesell-
schaft des Ruhrbergbaues im Mittel-
punkt der Diskussion. Dieses energie-
politische Konzept der Industrie-
gewerkschaft Bergbau und Energie hat
folgende Schwerpunkte:

Neuorganisation der Bergbauwirtschaft
in einer Einheitsgesellschaft des Ruhr-
kohlebergbaus mit klarer Zielsetzung
fŸr eine nationale Energiepolitik und
eine koordinierte Energiepolitik im
Bereich der EWG.

Die Vorteile einer Einheitsgesellschaft
sieht der Vorstand der IGBE im Weg-
fall der heute geltenden Feldergren-
zen, in einer Konzentration der Inve-
stilionspolitik, einer Verbesserung der
Belegschaftspolitik, sinnvolleren An-
lage der Subventionen, in der Fšrder-
programmierung, Intensivierung der
Bergbauforschung und im einheitlichen
Kohlenverkauf.

Auf die konkrete Frage der Delegier-
ten mu§te Walter Arendt allerdings
einrŠumen, da§ auch diese Einheits-
gesellschaft keine Garantie gegen wei-
tere Feierschichten und Stillegungen
bietet. FŸr die Delegierten des Ge-
werkschaftstages stellte sich darum
die Frage, ob unter BerŸcksichtigung
der Tatsache, da§ von der Bundes-
regierung keine neuen Wege in der
Energiepolitik zu erwarten sind, die
Einheilsgesellschaft nicht einem Schu§
ins eigene Tor gleichkŠme. Mehr Kon-
zentration, hšhere Leistung und ko-
stengŸnstigere Fšrderung gehšren
doch schon seil neun Jahren zum Bild

Zusammenarbeit von IG Metall

und IG Bergbau

Die geschŠftsfŸhrenden VorstŠnde der
Industriegewerkschaften Metall und
Bergbau und Energie haben in einem
InformationsgesprŠch fortlaufende
Kontakte zur Behandlung der beson-
deren Probleme in der Montanwirt-
schaft des Ruhrreviers vereinbart. Vor
allem soll durch das Abstimmen der
gewerkschaftlichen Ma§nahmen ver-
hindert werden, da§ die Krisenfolgen
im Bergbau und in der eisenschaffen-
den Industrie weiterhin auf die Ar-
beitnehmer abgewŠlzt werden.

Eine solche Zusammenarbeit von Ein-
zelgewerkschaften mit gleichartiger 

der Kohlenkrise. Aber weder sind dar-
um die Kohlenpreise gefallen noch Ar-
beitsplŠtze gesichert worden. So mŸ§te
auch diese nach dem Profitgrundsatz
arbeitende Einheitsgesellschaft bei
RŸckgang des Gesamtabsatzes der
Kohle nur noch mehr Zechen stiliegen
und weit mehr Kumpel entlassen, um
rentabel fŸr die Unternehmer zu sein.
Ein von 50 Delegierten eingebrachter
Initiativantrag lief darauf hinaus, die
BemŸhung des Hauptvorstandes zur
Neuordnung des Bergbaus zwar zu
unterstŸtzen, jedoch insofern zu Šn-
dern, als er eine Neuordnung durch
†berfŸhrung der Kohlewirtschaft in
Gemeineigentum festlegen wollte. Des
weiteren sollte nach diesem Antrag
das Mitbestimmungsrecht der Gewerk-
schaften erweitert werden.

Nachdem sich u.a. auch die Vorstands-
mitglieder der IGBE gegen diesen In-
itiativantrag ausgesprochen hatten,
wurde er von den Delegierten mit
gro§er Mehrheit abgelehnt; nur etwa
60 Delegierte unterstŸtzten den Initia-
tivantrag. Hier kann man nur jenen
Delegierten recht geben Ñ  wie Ÿbri-
gens auch dem DGB-Vorsitzenden Lud-
wig Rosenberg Ñ , die den Bergbau-
unternehmern eine unverantwortliche
Haltung und offensichtliches Versagen
vorwarfen und aus diesem Grunde
eine Einheitsgesellschaft nur mit ge-
meinwirtschaftlichem Charakter zu ak-
zeptieren bereit waren.

Insgesamt ist es wohl kaum Ÿbertrie-
ben, wenn man feststellt, da§ auf dem
Bonner Gewerkschaftstag der IGBE die
Erwartungen der Kumpel auf eine
Hilfe von Bonn nicht erfŸllt wurden.
Leider bewegen sich auch die Minister
der SPD weiter auf dem Boden der
Ÿberholten CDU/CSU-Energiepolitik,
mit der die deutsche Kohle zum Tode
verurteilt wurde. Mit Hoffnungen auf
die SPD-Minister in Bonn und DŸssel-
dorf ist darum fŸr die Bergarbeiter
nichts gewonnen. Sie mŸssen sich auf
den Grundsatz zurŸckbesinnen, da§ sie
ihre eigenen Interessen mit mehr
Nachdruck als bisher in die eigenen
starken HŠnde zu nehmen haben,
wenn ihnen und ihren Familien gehol-
fen sein soll. H. Cz.

Problematik, die in der Vergangenheit
viel zuwenig Ñ  wenn Ÿberhaupt Ñ
praktiziert wurde, kann die Position
der Arbeitnehmer gegenŸber Staat und
Unternehmern wesentlich stŠrken. Die
beiden GewerkschaftsvorstŠnde haben
die Gelegenheit genutzt, um die poli-
tisch Verantwortlichen vor den mit
der Krisenentwicklung verbundenen
ãRadikalisierungsgefahren" zu war-
nen. Die IG Metall unterstŸtze clasIG-
Bergbau-Konzept einer Einheitsgesell-
schaft des Ruhrbergbaus.

Gewi§ wird es bei einer Zusammen-
arbeit von Gewerkschaften darauf an-
kommen, da§ vor allem konstruktive
Vorstellungen verfolgt werden.

Werkzeifungen
Wirtschaftspolitik wird nicht nur in
der Regierung oder im Parlament ge-
macht, Wirtschaftspolitik macht ãman"
auch in gewissen WandelgŠngen oder
an der Bšrse, in Leitartikeln oder hin-
ter den sorgsam gepolsterten Leder-
tŸren der Aufsichtsratsvorsitzenden,
Vorstandsmitglieder oder Unterneh-
merverbandssyndici. Letztere treiben
auch wirtschaftspolitische Schulungen,
wobei sie die Gebiete Wirtschafts-
politik, Sozialpolitik und Gesellschafts-
kunde besonders pflegen. Was sie da-
bei in den Betrieben an propagandi-
stisch gefŠrbter Wirtschaftspolitik vom
Stapel lassen, ist staunenswert.

Fabelhaft gedruckte, farbig auf teurem
Kunstdruckpapier dargebotene Werk-
zeitungen und Werkzeitschriften Ÿber-
schwemmen seit Jahr und Tag die Be-
legschaften. Manchen Werkzeitschriften
sieht man an, wes Geistes Kind sie
sind. Andere bewahren sich auf wohl-
tuende Weise ihre ãUnabhŠngigkeit".

Preise, Lšhne, Kartelle, Arbeitszeit,
Renten, Sozialversicherung Ñ  das al-
les wird meistens in einem Tonfall ab-
gehandelt, der den Arbeitern und An-
gestellten schon lŠngst unertrŠglich ge-
worden ist. Man diskutiert nicht sach-
lich Ÿber das Mitbestimmungsrecht
und noch viel weniger sachlich Ÿber
das Streikrecht. FŸr die BemŸhungen
der Gewerkschaften, etwa zur EindŠm-
mung der Konzentration wirtschaftli-
cher Macht oder zum Abstoppen der
sozialen Demontagen, findet man in
Werkzeitungen nur hŠmische Bemer-
kungen.

Man mu§ die Frage auf werfen: Wer
bezahlt das alles? Viele dieser Werk-
zeitschriften leben von den sogenann-
ten betrieblichen Sozialaufwendungen,
also zum Teil vom vorenthaltenen Lohn.
Zu einem anderen Teil leben sie aller-
dings auch von einer ãverstŠndnisvol-
len" Steuergesetzgebung. Es ist drin-
gend zu prŸfen, ob die Verbreitung
der Unternehmerauffassungen von
Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik
weiter auf Kosten der Steuerzahler Ñ
und natŸrlich der Lohn- und Gehalts-
empfŠnger Ñ  erfolgen soll.

Gp.

Lohnleitlinien abgelehnt

Nach Ansicht des Leiters der Tarifab-
teilung der IG Metall, Olaf Radke, sind
die von dem Bundeswirtschaftsmini-
ster Schiller angestrebten Lohnleit-
linien praktisch bedeutungslos. WŸr-
den die Tarifparteien, so erklŠrte Olaf
Radke, fŸr jeden Tarifvertrag ihre
Lohnerhšhungen nach globalen Grš-
§en ausrichten, verwandelten sich die-
se Grš§en von Durchschnittswerten zu
Hšchstwerten, mit der Konsequenz, da§
der Gesamtzuwachs der Lšhne und Ge-
hŠlter unter dem Durchschnittswert
liegen wŸrde.
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• V .. . . ... . K.C1

Stahlkonzerne fordern Lohnstopp

Einkommensverluste durch Kurzarbeit und Feierschichten

Gesamtbelegschaft in der Stahlindustrie gesunken

Der Vorstand der IG Metall hat dem Antrag der Gro§en Tarifkommission fŸr
die eisenschaffende Industrie Nordrhein-Westfalens staltgegeben und die Lohn-
und Gehaltstarife fŸr die 210 000 Arbeitnehmer in diesem Tarifbereich zum
28. Februar gekŸndigt. Zu der Forderung der Gro§en Tarifkommission auf eine
5prozentige Lohn- und Gehaltserhšhung hat der Gewerkschaftsvorstand noch
nicht Stellung genommen. Ob es Ÿberhaupt zu einer konkreten Lohnforderung
der Gewerkschaft kommt, hŠngt in erster Linie vom Ausgang der GesprŠche mit
dem Untemehmensverband Eisen und Stahl ab.

Die Gewerkschaft gab bereits zu ver-
stehen, sie werde ãauch nach der jet-
zigen KŸndigung den eingeschlagenen
Weg der Verdienstsicherung weiter-
verfolgenÒ. Das bedeutet, da§ auch
bei den kommenden Verhandlungen
Manteltarifforderungen eine wesent-
liche Rolle spielen werden. Die IG
Metall hatte bisher auf die frist-
gerechte KŸndigung der TarifvertrŠge
verzichtet und an Stelle von Lohn-
und Gehaltserhšhungen eine tarifliche
Garantie von 80 Prozent eines 13. Mo-
natseinkommens (50 Prozent davon
sind bereits tarifvertraglich verein-
bart), die Nichtanrechnung der arbeits-
freien Werktage auf den Urlaub und
eine Erhšhung der tariflichen Ange-
stelltengehŠlter gefordert.

Die Realisierung dieser Forderungen,
deren materieller Wert etwa 3,4 Pro-
zent betrŠgt und somit weit unter frŸ-
heren Ergebnissen liegt, scheiterte je-
doch an der unnachgiebigen Haltung
der Stahlindustriellen. Statt den Lohn-
verzicht der IG Metall durch ein Ent-
gegenkommen bei den sogenannten
ãExtras" zu honorieren, erklŠrte sich
der Unternehmensverband Eisen und
Stahl lediglich zu folgendem Angebot
bereit: Anhebung des 13. Monatsein-
kommens von 50 auf 55 Prozent, Nicht-
anrechnung eines arbeitsfreien Sams-
tages auf den Tarifurlaub fŸr die Be-
schŠftigten im Alter von 18 bis 25 Jah-
ren und Erhšhung der Angestellten-
gehŠlter um 3,5 Prozent ab 1. Oktober
1967. Das Unternehmerangebot war
fŸr die IG Metall unannehmbar. Es
veranla§te die Gro§e Tarifkommission
von Nordrhein-Westfalen, die Ver-
handlungen fŸr gescheitert zu erklŠ-
ren und vom Gewerkschaftsvorstand
die KŸndigung der Lohn- und Gehalts-
tarife sowie die Anhebung der Lšhne
und GehŠlter um 5 Prozent zu ver-
langen.

Inzwischen hat sich in der Gewerk-
schaft die Auffassung durchgesetzt,
da§ die Verdienstsicherung Vorrang
vor der ãklassischen Lohnpolitik" ha-
ben mŸsse. Dabei steht die IG Metall
vor einer schwierigen Aufgabe. Im
Gegensatz zum Lohn- und Gehalts-
tarif, der am 31. Januar 1967 ausge-
laufen ist, kšnnen die Sonderleistun-
gen von 50 Prozent eines 13. Monats-
einkommens frŸhestens zum 31. Ja-
nuar 1968 und das Urlaubsabkommen
sogar erst zum Jahresende 1969 ge-

kŸndigt werden. Hinzu kommt, da§
der Unternehmerverband von ãharten"
Verhandlungen gesprochen und ange-
kŸndigt hat, die Stahlindustrie ver-
trage im Moment nicht die geringsten
Belastungen.

Das hei§t nichts anderes, als da§ die
Stahlkonzerne eine VerlŠngerung des
Lohnstopps wŸnschen. FŸr sie sind
noch nicht einmal die sogenannten
Lohnleitlinien der Bundesregierung
diskutabel, mit deren Hilfe der ge-
werkschaftlichen Tarifpolitik Fesseln
angelegt werden sollen. Dabei sind der
Stahlindustrie seit dem 1. Februar
1965 keine grš§eren Belastungen durch
die gewerkschaftliche Lohnpolitik auf-
erlegt worden. Zugleich konnte sie
durch Personal- und Lohnabbau viele
Millionen DM einsparen.

Auf der anderen Seite mu§ten die
Stahl- und HŸttenwerker neben den
Lohnverlusten durch Kurzarbeit und
Feierschichten Einkommenseinbu§en
von durchschnittlich 10 Prozent hin-
nehmen. Au§erdem verloren allein im
letzten Jahr rund 21 000 Arbeiter und
Angestellte den Arbeitsplatz, was
einem RŸckgang der Gesamtbeleg-
schaft um 5,2 Prozent entspricht.

Diese besorgniserregende Entwicklung
macht deutlich, da§ die Forderung der
IG Metall nach einer Verdienstsiche-
rung ein berechtigtes Anliegen ist, das
jedoch unter allen UmstŠnden durch
tarifvertragliche Vereinbarungen zur
Sicherung der ArbeitsplŠtze ergŠnzt
werden sollte. Angesichts der Tatsache,
da§ die Stahlkonzerne den Gedanken
eines Dividendenstopps weit von sich
weisen, weil sie im Rahmen der ãkon-
zertierten Aktion" der Bundesregie-
rung die Sanierung von Wirtschaft
und Haushalt auf Kosten der Arbeit-
nehmer vornehmen mšchten, hat die
IG Metall nicht den geringsten Grund,
von ihren ma§vollen Forderungen fŸr
die BeschŠftigten der nordrhein-west-
fŠlischen Stahlindustrie abzuweichen.

G.B.

Es geht den Stahlindustriellen offen-
sichtlich nicht so sehr um die mit
Lohnerhšhung verbundene Kosten-
steigerung, sondern um das Prinzip,
den Gewerkschaften und Arbeitneh-

mern einen ãDenkzettel" zu erteilen
und die Gelegenheit zu einem rigo-
rosen Abbau eines in vielen Jahren
erkŠmpften, aber nicht immer tarifver-
traglich abgesicherten sozialen Stan-
dards zu nutzen. Schon seit Wochen
und Monaten grassieren in der Eisen-
und Stahlindustrie die sogenannten
€nderungskŸndigungen, mit denen die
Unternehmer die Arbeiter und zuneh-
mend auch die Angestellten vor die
Alternative stellen, entweder auf einen
gro§en Teil der Ÿbertariflichen Zulagen
zu verzichten oder aber das Arbeits-
verhŠltnis zu kŸndigen. Viele Stahl-
arbeiter bekommen bereits nur den
nackten Tariflohn. Unter diesem Ge-
sichtspunkt wird deutlich, warum die
Unternehmer nicht nur gegen die Er-
hšhung der Effektivlšhne, sondern
auch gegen eine Anhebung der Tarif-
lšhne polemisieren.

WŠhrend auf der einen Seite die Ar-
beitnehmer durch ihre Gewerkschaft
um die Erhaltung ihres Lebensstan-
dards kŠmpfen, denn um mehr handelt
es sich zur Zeit nicht, kŸndigen ande-
rerseits die Unternehmer weitere Ma§-
nahmen zur Reduzierung der Beleg-
schaftsstŠrken in den Eisen-und Stahl-
werken an. Vor der Arbeitsgemein-
schaft (der Unternehmer) fŸr Ratio-
nalisierung in Nordrhein-Westfalen
sagte im Februar das Vorstandsmit-
glied des Vereins Deutscher Eisen-
hŸttenleute, Prof. Dr. Schenck, es
komme angesichts der internationalen
Konkurrenz jetzt darauf an, ãmit allen
Mitteln die Produktionskosten zu sen-
ken".

Nach den AusfŸhrungen Schencks er-
warten die Stahlindustriellen von der
bevorstehenden Bildung der vier
Walzstahlkontore ãschon bald" die
Stillegung von ãkostenungŸnslig" ar-
beitenden RohstahlkapazilŠtcn. Bis
einschlie§lich 1968 sollen nach diesen
PlŠnen rund 1,2 Millionen t Rohstahl-
kapazitŠt betroffen sein. FŸr die Be-
schŠftigten bedeutet das ohne Zweifel
den Verlust von Tausenden von Ar-
beitsplŠtzen. Aber damit nicht genug.
Gleichzeitig soll die Modernisierung
und Rationalisierung verstŠrkt voran-
getrieben werden, so da§ in dem Zeit-
raum der nŠchsten fŸnf Jahre neue
ProduktionskapazitŠten von 4,5 Mil -
lionen Jahreslonnen (ohne zusŠtz-
lichen ArbeitskrŠftebedarf) entstehen
sollen. Eine solche Orientierung hat
aber eine weitere VerschŠrfung der
Krise in der Stahlindustrie zur Folge,
die schon heute an UberkapazitŠten
krankt.

Ganz offensichtlich wird mit den Be-
schŠftigten in der Eisen- und Stahl-
industrie ebenso Schindluder getrieben
wie mit den Bergarbeitern. Im Mittel-
punkt der Konzernpolitik steht nicht
der Mensch, sondern ausschlie§lich der
Profit. Die IG Metall wird keinen
leichten Stand haben. Um so wichtiger
ist es, die Gewerkschafter in der
eisenschaffenden Industrie fŸr die Aus-
einandersetzung zu mobilisieren und
zu Ÿberzeugen, da§ es dabei um be-
rechtigte Forderungen geht. K. Kilian



Seeleute verlangen einen Anteil Die Grenze

Heuerverhandlungen nach sechs Monaten gescheitert

Reeder wollen die Stimmung in der Wirtschaft nutzen

Nach sechs Verhandlungen zwischen den Gewerkschaften …TV und DAG auf der
einen und dem Verband Deutscher Reeder und Verband Deutscher KŸstenschiffer
auf der anderen Seite sind im Februar die TarifgesprŠche Ÿber verbesserte Ein-
kommens- und Arbeitsbedingungen fŸr die etwa 50 000 Seeleute der Bundes-
republik fŸr gescheitert erklŠrt worden. Damit ist der tariflose Zustand ein-
getreten. Ein Schlichtungsversuch soll in KŸrze unternommen werden.

Obgleich die Gewerkschaft …TV die
TarifvertrŠge fŸr die Seeschiffahrt
schon am 18. August zum 31. Dezem-
ber 1966 gekŸndigt hatte, ist es in-
folge der hinhaltenden Taktik der
Reeder nicht gelungen, neue Verein-
barungen termingerecht unter Dach zu
bringen. Die Gewerkschaften haben
fŸnf Forderungen erhoben: 1. Erhš-
hung der BezŸge und Heuern fŸr Ka-
pitŠne und Besalzungsmitglieder ab
1. Januar 1967 um 5 Prozent; 2. eine
Laufzeit des neuen Tarifvertrages von
zwšlf Monaten; 3. ArbeitszeitverkŸr-
zung von 44 auf 40 Wochenstunden in
vier Etappen bis zum 1. Juli 1971, be-
ginnend mit dem 1. Januar 1967; 4. An-
passung der †berstundenvergŸtung
fŸr Schiffsoffiziere an die tatsŠchlich
geleistete Mehrarbeit; 5. €nderung
des †berstundendivisors im Heuer-
tarifvertrag entsprechend der tarif-
lichen Arbeitszeit.

Die Reeder haben dagegen die harte
Linie der Ablehnung bezogen und die
Gewcrkschaflsforderungen, die ur-
sprŸnglich hšher angesetzt waren, fŸr
wirtschaftlich nicht tragbar erklŠrt. Sie
gaben ihre Bereitschaft zu einer nur
4prozentigen Heuererhšhung ab l.Juli
1967 zu erkennen, allerdings bei einer
Laufzeit des Tarifvertrages bis 31. De-
zember 1968. An ArbeitszeitverkŸr-
zung soll nicht vor 1969 gedacht wer-
den; auch zu einer allgemeinen Ver-
besserung der ŸberslundenvergŸtung,
die gegenwŠrtig den tatsŠchlich gelei-
steten †berstunden nicht annŠhernd
entspricht, sind die Reeder nicht be-
reit.

Offenbar gedenken auch die Reeder,
die Stagnation in mehreren Branchen
auszunutzen, um die Seeleute um ihren
Anteil an der stŠndigen Leistungsstei-
gerung der Schiffahrt zu bringen. Die
Gewerkschaften haben allen Grund,
die berechtigten Forderungen der See-
leute mit Standhaftigkeit zu vertreten.

-pb-

VW-Arbeifer fordern
soziale Sicherheit

Das Volkswagen-Werk wird keine
Massenentlassungen vornehmen, da-
fŸr aber fŸr lŠngere Zeit Kurzarbeit
beibehalten. Das ist das Ergebnis von
Verhandlungen zwischen der VW-
Generaldirektion und den Betriebsaus-
schŸssen der BetriebsrŠte aller VW-
Werke einschlie§lich der Auto-Union,

Ingolstadt. Es ist vorsorglich eine Ver-
lŠngerung der Kurzarbeit Ÿber den
MŠrz hinaus beantragt worden. Damit
ist jedoch nicht endgŸltig und verbind-
lich sichergestellt, da§ es danach keine
Massenentlassungen geben wird.

Die Sorge um die Existenz greift unter
den BeschŠftigten in den Betrieben
des VW-Konzerns immer mehr um
sich. Anfang Februar haben aus die-
sem Grunde die Mitglieder der Be-
triebsratsausschŸsse und der Leitun-
gen der gewerkschaftlichen Vertrau-
enskšrper der IG Metall zusammen
mit dem geschŠftsfŸhrenden Vorstands-
mitglied der IG Metall, Fritz Stroth-
mann, in Hannover die Lage beraten
und ein Forderungsprogramm an die
Adresse der Bundesregierung und der
Unternehmensleitung entwickelt. Dar-
in wird verlangt:

!  Einsatz aller konjunkturpolitischen
Mittel zur Wiederherstellung der Voll -
beschŠftigung;

"  drastische KŸrzung der unproduk-
tiven RŸstungsausgaben im Interesse
eines wirklichen Ausgleichs des Bun-
deshaushalts, des sozialen Fortschritts
und einer aktiven Friedenspolitik;

!  Ausarbeitung eines Konzepts zur
Herstellung der PreisstabilitŠt;

!  Verzicht auf weitere Steuererhš-
hungen;

EI Erhšhung des Arbeitslosengeldes
um 20 Prozent und sofortige Erhšhung
des Kurzarbeitergeldes.

Die LInternehmer der Automobilindu-
strie werden aufgefordert, nicht noch
weitere †berkapazitŠten zu schaffen,
die erheblichen Preiserhšhungen von
Anfang 1966 wieder zurŸckzunehmen,
befristete ãWinterpreise" fŸr Auto-
mobile einzufŸhren und die Export-
mšglichkeiten in osteuropŠische LŠn-
der voll zu nutzen.

Milchpreis soll wieder erhöht werden

Das BundesernŠhrungsministerium will
zum 1. April 1967 den Milchpreis um
2 Pfennig je Liter erhšhen. Zu diesem
Zweck soll ein Beschlu§ des Bundes-
kabinetts herbeigefŸhrt werden, da
der Milchpreis gesetzlich geregelt ist.
Die Erhšhung des Milchpreises, so ar-
gumentiert man in Bonn, sei eine Folge
der EWG- Milchmarktordnungen, die
kŸrzlich beschlossen worden sind.

Die Gewerkschaft Textil - Bekleidung
hat Ñ  gelobt von der Unternehmer-
presse Ñ  die im Oktober 1966 aus-
gesprochene KŸndigung der Lohntarif-
vertrŠge zum 31. Dezember fŸr die
50 000 BeschŠftigten der westfŠlischen
Bekleidungsindustrie zurŸckgenom-
men. Der alte Tarifvertrag wurde fŸr
unbestimmte Zeit wieder in Kraft ge-
setzt. Der Gewerkschaftsvorstand be-
grŸndete seine Entscheidung mit der
wirtschaftlichen Lage.

Eine Entscheidung von Šhnlicher Wir-
kung hat die Gewerkschaft …ffentliche
Dienste, Transport und Verkehr fŸr
die Beamten getroffen. Danach soll die
Besoldungsforderung der Beamten bis
zum Herbst vertagt werden, um Ñ  wie
…TV erklŠrte Ñ  einen ãBeitrag zur
Stabilisierung der šffentlichen Haus-
halte" zu leisten.

In dem einen Falle will  man also nicht
die Wirtschaft und in dem anderen
nicht den Staat Ÿberfordern. Man mu§
sich nun wirklich wundern, wie un-
angebracht sich manche Gewerkschaf-
ten verhalten, nur weil es nicht mehr

j stŸrmisch, sondern ganz langsam in
der Wirtschaft vorangeht. Wieso glau-
ben denn manche Gewerkschaftsfunk-
tionŠre, da§ ausgerechnet die Arbeit-
nehmer verzichten kšnnen? Die Unter-
nehmer und AktionŠre, die Besitzer
von Millionen- und Milliardenwerten,
sollen mit Lohnforderungen nicht stra-
paziert werden. Aber die Arbeiter
und Angestellten, die diese Werte
geschaffen haben, denen obendrein
jetzt die Ÿbertariflichen Zulagen ab-
gebaut werden, die ihren mŸhsam
finanzierten Wagen verkaufen oder
abmelden, die Tageszeitung abbestel-
len und Mietzuschu§ beantragen mŸs-
sen Ñ  sie kšnnen verzichten?! Und
ebenso die Beamten, denen es nicht
besser geht und deren Nachholbedarf
nach den Worten des …TV-Sprechers
Gerhard Schmidt mindestens 10 Pro-
zent betrŠgt, Ñ  sie sollen ebenfalls
verzichten, wŠhrend der Staat es nicht
einmal in dieser Situation fŸr nštig
hŠlt, die RŸstungsausgaben auf der
Vorjahreshšhe wenigstens einzufrie-
ren, von Reduzierung gar nicht zu
reden.

Nun wird in der Bundesrepublik so-
wieso kaum noch gestreikt, wie die
neueste Statistik beweist. Man kann
die von der Unternehmer- und Sprin-
ger-Presse emotionell gegen die Ge-
werkschaftten angeheizte ã…ffentlich-
keit" nicht verŠrgern. Mit Lohn- und
Gehaltserhšhungen wŸrde man Staat
und Unternehmer verŠrgern. Und wen
kŸmmert es, da§ mit Einkommensver-
zicht die Arbeiter, Angestellten und
Beamten ãverŠrgert" werden? Offen-
bar mu§ man einigen Gewerkschafts-
funktionŠren zurufen, da§ sie dabei
sind, die Grenze des vermeintlichen
Wohlverhaltens zu Ÿberschreiten.

-ert
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Sozialpläne und Mitbestimmung

Vorschläge für die Erarbeitung von Sozialplänen

Zu einem Instrument der sozialen Sicherung ausbauen

Der Begriff ãSozialplŠne** tauchte erstmals im Zusammenhang mit der Still-
legung von Sdiachtanlagen auf. Heute hšrt man von SozialplŠnen aus den ver-
schiedensten Industriebereichen. Dabei werden die SozialplŠne in der Hand der
Unternehmensleitungen mehr und mehr zu einem Instrument, Unruhe und
Widerstand der betroffenen Arbeitnehmer gegen Lohnabbau und Entlassungen
aufzufangen. Die bisher bekannten SozialplŠne zielen im Prinzip alle darauf hin,
die Folgen der privatkapitalistischen Gewinnpolitik fŸr Arbeiter und Angestellte
sozial zu verbrŠmen, denn es ist nicht zu Ÿbersehen, da§ die StŠrke der Gewerk-
schaften und die verŠnderte gesellschaftliche Situation in den beiden deutschen
Staaten die Konzern-und Unternehmensleitungen bei uns zwingt, einen Mindest-
anspruch der Arbeitnehmer auf die BerŸcksichtigung ihrer sozialen Interessen
zu akzeptieren. Zweifellos kann andererseits die Erarbeitung eines Sozialplanes
durch Betriebsrat und Gewerkschaft ein Mittel sein, neue Mitbestimmungs-
realitŠten in den Betrieben zu schaffen.

Bei den Entscheidungen der Betriebs-
leitungen, die die soziale Sicherheit
der Arbeitnehmer in Frage stellen
bzw. ihren wirtschaftlichen Status be-
eintrŠchtigen, handelt es sich in der
Regel um die Umsetzung oder Ent-
lassung von ArbeitskrŠften. Im we-
sentlichen werden hierfŸr zwei GrŸnde
vorgeschoben:

1. Innerbetriebliche Rationalisierungs-
ma§nahmen mit Einsparung von Ar-
beitskrŠften ohne gro§e technologische
VerŠnderungen.

2. EinfŸhrung neuer technologischer
Verfahren und Prozesse im Werks-
bereich, Einwirken solcher VerŠnde-
rungen au§erhalb des Werkes auf das
Produktionsprogramm desselben.

Dazu einige Beispiele. In den beiden
gro§en Duisburger HŸttenwerken,
Mannesmann HŸckingen und August-
Thyssen-HŸtte Hamborn, wurde das
herkšmmliche Thomasverfahren (bo-
denblasende Konverter) weitgehend
durch das Sauerstoff-Lanzenverfahren
ersetzt. Es entstanden neue Oxygen-
Blasstahlwerke. Diese Werke liefern
heute einen Stahl, der nicht nur billi -
ger, sondern auch in der QualitŠt bes-
ser ist als der Siemens-Martin-Stahl.

Die fŸr die Produktion notwendigen
ArbeitskrŠfte verringerten sich beacht-
lich. Die Siemens-Martin-Werke wur-
den stillgelegt und ein Teil der Arbei-
ter vom Blasstahlwerk Ÿbernommen.
Den anderen Arbeitern wurde ein
Arbeitsplatz zugewiesen, der in der
Regel zugleich Lohnverlust bedeutet.
Im Zusammenhang mit Produktions-
konzentrationen bzw. Produktionspro-
grammanpassungen wurde die Gie-
§erei (bedingt durch Umstellungen auf
Leichtprofilbauweise und Stranggu§-
verfahren im Maschinenbau und der
Stahlerzeugung) von Rheinstahl Wan-
heim stillgelegt, und 400 Arbeiter ver-
loren die ArbeitplŠtze. Die zum ATH-
Konzern gehšrende Niederrheinische
HŸtte legte wesentliche Produktions-
bereiche still, von denen ebenfalls
1000 Arbeiter betroffen wurden. Die 

zur Entlassung stehenden Belegschafts-
mitglieder sollten von anderen Betrie-
ben des Konzerns Ÿbernommen werden.

Zur Regelung aller anstehenden Fra-
gen wurde zwischen dem Vorstand
und dem Betriebsrat ein ãSozialplan
fŸr die Belegschaftsmitglieder der
Niederrheinischen HŸtte, deren Ar-
beitsplŠtze durch die Stillegung der
Betriebe Hochofen, Stahlwerk und
Block- und KnŸppelstra§e entfallen",
aufgestellt.

Der Schwerpunkt dieses Sozialplans
der Niederrheinischen HŸtte liegt bei
der Regelung von Fragen, die sich aus
der Entlassung von Arbeitern ab dem
59. Lebensjahr ergeben, wie Werks-
renten, Wohnrecht usw. Entsprechend
seinem Charakter werden erst jetzt
Umschulungsma§nahmen in Aussicht
gestellt. Hinsichtlich der Lohngarantie
geht der Sozialplan nicht Ÿber die von
der IG Metall im Manteltarifverlrag
erstmals durchgesetzte šmonatige
Lohngarantie hinaus. Was die finan-
ziellen Aufwendungen fŸr das teil-
weise Vorziehen von Werksrente be-
trifft,  so erwachsen der Niederrheini-
schen HŸtte keine Mehrbelastungen.
Allein in den GeschŠftsjahren 1963/64
und 1964/65 wurden bei der Nieder-
rheinischen HŸtte Ÿber 5,5 Mill.  DM
Gewinn steuerfrei den ãPensionsrŸck-
lagen" zugefŸhrt.

Die Betriebe des Thyssen-Konzerns
waren in der Lage, teilweise ihren
Bedarf an bestimmten ArbeitskrŠften
zu decken. DafŸr wurden ãleistungs-
schwache" Arbeiter entlassen. Die Pro-
duktion wurde gestrafft und konzen-
triert. Mit der Androhung weiterer
Entlassungen werden von den ver-
bleibenden Arbeitern stŠndig Hšchst-
leistungen erzwungen.

Alle diese Ma§nahmen sind einem ein-
zigen Ziel untergeordnet, das der Vor-
standsvorsitzende der ATH, FI. G. Sohl,
auf dem EisenhŸltentag im November
1966 so umri§:

ãOhne in den Verdacht zu geraten,
ein Erzkapitalist zu sein, sollte man 

ruhig aussprechen kšnnen, da§ jedes
wirtschaftliche BemŸhen auf ein sehr
reales Ziel ausgerichtet ist: auf den
Gewinn. Unsere Aufgabe ist es nicht,
bestimmte Tonnagen, UmsŠtze oder
Marktanteile zu erzielen, sondern ein
angemessenes Ergebnis zu erwirtschaf-
ten, das am Ende jeder unternehme-
rischen TŠtigkeit stehen mu§ .. . (ãUn-
sere ATH", Nr. 12/66, S. 46.)

In einem anderen Duisburger Betrieb,
Rheinstahl Wanheim, verringerte sich
die Belegschaft durch ãGesundschrump-
fen" und Entlassungen um rund 50 Pro-
zent von 4200 auf 2200, der Umsatz
ging im gleichen Zeitraum von 150
Mill.  DM auf 100 Mill.  DM zurŸck.
BerŸcksichtigt man die zweifellos ein-
getretenen Preisverluste, dann wird
deutlich, da§ die verbliebenen 2200
Arbeiter mindestens die gleiche Lei-
stung erbrachten wie die 4200 Arbeiter
vor vier Jahren.

Diese Leistungen schlagen fŸr die
Unternehmer auf der Gewinnseite zu
Buche, den Arbeitern brachten sie
Lohnabbau und Entlassungen und be-
scheidene AnsprŸche aus dem Sozial-
plan. Dabei kann bei dem Sozialplan
der Niederrheinisdien HŸtte davon
ausgegangen werden, da§ er noch
weitgehende ZugestŠndnisse und Ver-
pflichtungen der Konzernleitung ent-
hŠlt.

Der Sozialplan bringt aber keine
dauerhafte Lšsung und keine zuver-
lŠssige Sicherung der ArbeitsplŠtze
und des Lohnniveaus. Gerade im Berg-
bau zeigt sich, da§ die Bergarbeiter
wiederholt von Schachtanlage zu
Schachtanlage verlegt wurden und die
Stillegung ihnen auf den Fersen blieb.
In der Stahlindustrie ist es nicht an-
ders.

Der Einflu§nahme durch den Betriebs-
rat sind hier durch das gegenwŠrtige
Betriebsverfassungsgesetz enge Gren-
zen gezogen, wŠhrend andererseits
bestehende Mšglichkeiten lŠngst nicht
von allen BetriebsrŠten wahrgenom-
men werden. Dabei ist es notwendiger
denn je, die Folgen der Rationalisie-
rung, der EinfŸhrung hochmechanisier-
ter, teil- oder vollautomatischer Pro-
duktionsverfahren fŸr die Arbeiter
und Angestellten aufzufangen, ihnen
durch geeignete Ma§nahmen Arbeits-
platz und Lohnhšhe zu garantieren.

In den Arbeitskreisen ãTechnischer
Fortschritt" der IG Metall wurden
VorschlŠge fŸr Absicherungsklauseln
diskutiert und erarbeitet. Als Beispiel
sei hier der Entwurf der Verwal-
tungsstelle Bochum angefŸhrt:

Entwurf Ñ  Verwaltungsstelle Bochum

„Absicherungsklauseln für Arbeitneh-
mer, die durch Rationalisierungsmaß-
nahmen geschädigt werden:

1. Bei Verbleiben an rationalisierten
ArbeitsplŠtzen

a) der zuletzt gezahlte Lohn dar! nicht
unterschritten werden. Tarifliche
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Lohnerhöhungen müssen sich voll aus-
wirken.

b) Bei Produklionssleigerungen ist
der Arbeitnehmer anteilmäßig am
Gewinn zu beteiligen.

2. Bei Umbesetzungen

a) Bei Umbesetzungen muß der Be-
triebsrat ein Mitbestimmungsrecht er-
halten. Dazu ist es notwendig, daß er
frühzeitig von der Planung Kenntnis
erhält.

b) Bei umbesetzten Arbeitnehmern an
niedriger bezahlten Arbeitsplätzen
muß der zuletzt gezahlte Effektivlohn
— für mindestens 6 Monate — weiter-
gezahlt werden. Ist der umbesetzte
Arbeitnehmer 50 Jahre und älter —
oder mindestens 10 Jahre im Betrieb
beschäftigt — muß der bisherige
Slundenlohn weitergezahlt werden.

c) Die unter Absatz b) betroffenen
Arbeitnehmer haben Vorrang auf
gleichwertige oder höher bezahlte Ar-
beitsplätze.

d) Bei Umbesetzungen an einen ande-
ren Ort hat der Arbeitgeber folgende
Kosten zu tragen: Fahrtvergülung,
Wege- oder Trennungsgeld u. evtl.
Umzugskosten. Wegezeit über 1 Stun-
de ist Mehrarbeit und entsprechend zu
vergüten.

3. Umschulungen

a) Die Kosten der Umschulung sind
vom Arbeitgeber zu tragen. Durch
Umschulung darf kein Lohnausfall ent-
stehen.

4. KŸndigungen durch den Arbeit-
geber

a) Entlassungen dürfen nur mit Zu-
stimmung des Betriebsrates vorge-
nommen werden.

b) Bei einer Betriebszugehörigkeit von
5 Jahren haben Arbeitnehmer

ab 40. Lebensjahr —
6 Monate Kündigungsschutz,

ab 45. Lebensjahr —
9 Monate Kündigungsschutz,

ab 50. Lebensjahr —
12 Monate Kündigungsschutz.

Bei einer Betriebszugehörigkeit von
10 Jahren haben die Arbeitnehmer in
den einzelnen Gruppen einen erhöh-
ten Kündigungsschutz von weiteren
drei Monaten. Bei einer Betriebszuge-
hörigkeit von 15 Jahren erhöht sich
der Kündigungsschutz um weitere drei
Monate in den einzelnen Gruppen.
Bei einer Belriebszugehörigkeit ab
25 Jahre ist eine Kündigung durch
den Arbeitgeber nicht statthaft.

5. Abfindungen bei Entlassungen durch
den Arbeitgeber

a) Bis zur Erreichung des
30. Lebensjahres — 12 Monate,
35. Lebensjahres — 18 Monate,
40. Lebensjahres — 24 Monate,
45. Lebensjahres — 30 Monate,
50. Lebensjahres — 36 Monate,

über 50 Jahre — 42 Monate

Nettolohn als Abfindung bei einer
mindestens 5jährigen Betriebszugehö-
rigkeil.

b) Wird ein Arbeitnehmer entlassen,
der das 55. Lebensjahr überschritten

iiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiaiiiiiiiiniiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiM

Wählen milbestimmen
Alle jugendlichen Arbeitnehmer bis
zum Alter von 18 Jahren wŠhlen in
diesem Jahr in Betrieben und Verwal-
tungen, soweit mehr als 5 jugendliche
Arbeitnehmer ¥beschŠftigt werden, ihre
Jugcndvcrlrcler. In einem Wahlaufruf
hat der Deutsche Gewerkschaftsbund
die Vorbereitungen fŸr die Neuwahlen
zur Schwerpunktarbeit der Gewerk-
schaftsjugend im FrŸhjahr 1967 er-
klŠrt.

Wenn auch der Abbau der DGB-Ju-
gendsekretŠre infolge der Sparma§-
nahmen nicht gerade einen gelungenen
Auftakt fŸr die Jugendverlreter-Wah-
len darstellt, so wird in dem Wahlauf-
ruf zweifellos zu Recht erklŠrt, da§
nur der Jugendvertreter in Zusammen-
arbeit mit dem Betriebsrat die Inter-
essen der Jugendlichen hinreichend
wahrnehmen und ihre Rechte sichern
kann. Daneben bietet die Arbeit der
Jugendvertreter eine gute Mšglichkeit,
sich praktischen demokratischen Auf-
gaben zu widmen.

Der DGB ruft die BetriebsrŠte und
die gewerkschaftlichen Vertrauensleute
auf, den Jugendlichen bei der Vorbe-
reitung und DurchfŸhrung derJugend-
vertrctcrwahlen zu helfen und ver-
pflichtet sich, zusammen mit den 16
Elnzelgewerkschaften sie hierbei zu
unterstŸtzen. Es ist selbstverstŠndlich,
da§ die zur Wahl stehenden Jugend-
lichen Mitglieder der Gewerkschaften
sein sollen, denn nur gestŸtzt auf die
Gewerkschaften, werden die Betriebs-
jugendvertreter ihre Aufgabe voll er-
fŸllen kšnnen.

ãJugendvertreterwahlen dienen der
Durchsetzung und Ausweitung demo-
kratischer Prinzipien in Betrieb und
Verwaltung", so hei§t es im DGB-Auf-
ruf. ãSie sind nicht zuletzt auch ein
Instrument der betrieblichen Mitbe-
stimmung. Darum gilt fŸr die Betriebs-
jugendvertreterwahl 1967: MitwŠhlen
hei§t mitbestimmen.Ò 

hat, muß der Arbeitgeber 9O°/o des zu-
letzt verdienten Bruttolohnes bis zur
Gewährung einer Rente weiterzahlen.

c) Ausgenommen hiervon sind frist-
lose Kündigungen wegen Diebstahls,
vorsätzlichen Betrugs und Bummelei
(mehr als 3 Tage zusammenhängendes
unenlschuldigles Fehlen).

6. Sozialleistungen

a) Eine Werkswohnung darf bei Ent-
lassungen nicht aufgekündigt werden.

b) Die Ansprüche auf eine Werks-
rente usw. des Betriebes bleiben an-
teilmäßig entsprechend den Beschäf-
tigungsjahren bestehen. Ausgenom-
men hiervon sind die Personen, die
unter Artikel 5 Absatz c) fallen.

Um den Betrieben zur Erfüllung der
Leistungen eine finanzielle Grundlage
zu geben, schlagen wir die Gründung
einer Ausgleichskasse aller Arbeit-
geber in der Metallindustrie vor. Als
Beitrag empfehlen wir, pro Beschäf-
tigtem einen Betrag von DM 0,05 je
Arbeitsstunde in die Ausgleichskasse
einzuzahlen. Aus diesem Fonds müs-
sen die vorgenannten Absicherungs-
klauseln für die Arbeitnehmer finan-
ziert werden."

In dem Bochumer Entwurf sind zwei
Punkte von besonderem Interesse. Der
Punkt 1b und 2a. Der erste Punkt
greift richtig die Forderung auf, die
Arbeiter am Produktionsgewinn zu
beteiligen. Aber schon erhebt sich die
Frage, was ist anteilmŠ§ig? Wer er-
rechnet und ŸberprŸft die Gewinne aus
Rationalisierung und Automation? Die
Konzernleitungen und Unternehmer
sind gegen ãglŠserne Taschen".

Notwendig wŠre also: Schaffung eines
paritŠtischen Ausschusses von Arbeit-
nehmern und Unternehmern, dem sŠmt-
liche Unterlagen uneingeschrŠnkt zur
VerfŸgung stehen mit der Aufgabe,
den Gewinn zu ermitteln und zu ver-
teilen. Diese Forderung ist so gra-
vierend, da§ sie nicht allein im Tarif-
vertrag verankert werden kann, son-
dern Bestandteil eines erweiterten
Mitbestimmungsredites werden mŸ§te.

Im Punkt 2a wird verlangt, da§ der
Betriebsrat frŸhzeitig von Planungen,
die Umbesetzungen zur Folge haben,
Kenntnis erhŠlt. Die Erfahrung zeigt,
da§ Kenntnis, sei sie noch so frŸh
gegeben, heute nicht mehr ausreicht.
Bei jeder Planung der Werksleitungen
sind die Arbeitnehmervertreter mit
Einspruchsrecht hinzuzuziehen. Gegen
ihren Willen dŸrfen keine Investitio-
nen vorgenonunen werden. Nur wenn
die Fragen Umsetzungen, Umschu-
lungen von Arbeitern und Angestell-
ten zufriedenstellend gelšst sind, gibt
es grŸnes Licht. Anders gesagt: Tech-
nischer Plan und Sozialplan mŸssen
untrennbarer Bestandteil aller Inve-
stitionen und Rationalisierungsplanun-
gen sein. Daraus folgt, da§ der Inhalt
der SozialplŠne in engem Zusammen-
hang mit der Erweiterung der Mit-
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Bestimmung steht. Audi das Betriebs-
verfassungsgesetz erweist sich fŸr die
Aufstellung editer SozialplŠne unzu-
reidiend und mu§ entsprechend erwei-
tert werden.

Welche Forderungen ergeben sich auf-
grund der Erfahrungen mit den jetzi-
gen SozialplŠnen?

1. Dem Betriebsrat mu§ das Redit
eingerŠumt werden, in allen Sta-
dien der Planungen gleichberedi-
tigt mitzubestimmen.

2. Die Mitbestimmung der Arbeitneh-
mer und ihrer Gewerksdiaften mu§
nicht nur rŠumlidi, sondern audi
sachlich ausgedehnt werden. Die
Mitbestimmung umfa§t:

a) alle Fragen der Produktion und
Kostenfeststellung,

b) alle Investitions- und Rationali-
sierungsplanungen,

c) die Feststellung und Verteilung
des Gewinnes.

BeschlŸsse und Ma§nahmen wer-
den nur mit Zustimmung der Ar-
beitnehmervertreter wirksam.

3. Jedem Plan Ÿber Investitionen und
Rationalisierungsma§nahmen, die
Umsetzungen oder Entlassungen
von Arbeitnehmern zur Folge ha-
ben, ist ein Sozialplan beizufŸgen.
Der Sozialplan mŸ§te enthalten:

a) Umschulungen der in Frage
kommenden Arbeitnehmer, ihre
Qualifizierung fŸr andere Ar-
beits- und TŠtigkeitsbereiche
bei voller Lohngarantie mit Be-
ginn der Investitionen.

b) Bei Verbleiben an rationalisier-
ten ArbeitsplŠtzen, bei †ber-
nahme von TŠtigkeiten an teil-
und vollautomatisierten Ma-
schinen oder Stra§en, ist bei
einer neuen niedrigeren Lohn-
einstufung die Differenz zwischen
jetzigem und frŸherem Lohn
aus einem ProduktivitŠtsgewinn-
fonds zu zahlen.

c) Es wird ein ProduktivitŠts-
gewinnfonds geschaffen, den
Betriebsrat und Werksleitung
gemeinsam verwalten und ver-
teilen. Nach Abzug der zur Zah-
lung von Lohndifferenzen be-
nštigten Summen wird der Jah-
resproduktivitŠtsgewinn aufge-
teilt. Zwei Drittel erhŠlt die
Belegschaft, ein Drittel der Unter-
nehmer. Die Heranziehung des
ProduktivitŠtsgewinnes eines
Werkes, einer Tochtergesell-
schaft zum Ausgleich der Kon-
zernbilanz, ist unzulŠssig.

d) Bei dennoch erfolgenden Ent-
lassungen, aus GrŸnden, die der
Unternehmer zu vertreten hat,
zahlt das Unternehmen bis zur
anderweitigen Arbeitsaufnah-
me oder VollrentenfŠhigkeit

Mehr Beachtung dem Wirtschaffsausschuß!

Ein wichtiges Konsulfativorgan in den Betrieben liegt brach

Gedanken zur Arbeit in und mit den Wirtschaftsausschüssen

Vor ein paar Monaten, auf der Jahrestagung junger Unternehmer in Trave-
mŸnde, wurde das Ergebnis einer Emnid-Umfrage bekannt, wonach nur 20 bis
25 Prozent der unter das Betriebsverfassungsgesetz vom 11. Oktober 1952 fal-
lenden Betriebe im Wirtschaftsausschu§ die GeschŠftslage des Unternehmens
eršrtern. In einer Arbeitsgruppe der Tagung junger Unternehmer gestanden von
25 Firmeninhabern, in deren Betrieben WirtschaftsausschŸsse bestehen, alle bis
auf zwei, da§ sie dem Wirtschaftsausschu§ die GrundzŸge ihrer Bilanz nicht
mitgeteill haben. Wie gering der Prozentsatz der funktionierenden Wirtschafts-
ausschŸsse ist, geht aus der Tatsache hervor, da§ Ÿberhaupt nur etwa 10 Prozent
der Betriebe, die einen Wirtschaftsausschu§ bilden mŸ§ten, einen solchen haben.
Und diese 10 von 100 AusschŸssen werden so mangelhaft informiert, wie es auf
der TravemŸnder Unternehmertagung bekannt wurde. Offensichtlich haben die
Unternehmer etwas gegen die Einrichtung von WirtschaftsausschŸssen; aber
haben auch die Gewerkschaften schon alles getan, um solche Organe ins Leben
zu rufen und funktionsfŠhig zu machen?

Umfragen haben ergeben, da§ etwa
85 von 100 Unternehmern, in deren
Betrieben WirtschaftsausschŸsse gebil-
det werden mŸ§ten, nichts davon hal-
ten. Parallel dazu wurde festgestellt,
da§ 90 von 100 Betriebsratsvorsitzen-
den Ñ  so Prof, von Friedeburg auf der
Konferenz der IG Metall fŸr Vertrau-
ensleute und Betriebsratsmitglieder
1963 in Kassel Ñ  mit den Unterneh-
mern in dieser Frage keine guten Er-
fahrungen gemacht und darum darauf
verzichtet haben, auf die Einrichtung
eines Wirtschaftsausschusses zu drŠn-
gen. Was seinerzeit festgestellt wurde,
gilt kaum verŠndert auch noch fŸr die
heutige Praxis in den Betrieben.

Der ¤ 87 des BetrVG sieht die Bildung
von WirtschaftsausschŸssen in allen
Betrieben ãmit in der Regel mehr als
einhundert stŠndigen Arbeitnehmern"
vor. Sie sollen paritŠtisch von Unter-
nehmens- und Belegschaftsvertretern,
von denen einer Betriebsratsmitglied
sein mu§, besetzt werden und einmal
im Monat tagen. Insgesamt soll die
Zahl der Ausscbu§mitglieder 4 bis 8
betragen. Der Betriebsrat mu§ fŸr die
Dauer seiner Amtszeit die Arbeitneh-
mervertreter benennen. Ihnen dŸrfen
aus ihrer TŠtigkeit im Wirtschaftsaus-
schu§ Ñ  Šhnlich wie den Betriebsrats-
mitgliedern Ñ  keine Nachteile er-
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des Betreffenden ZuschŸsse in
Hšhe des Nettolohnes ein-
schlie§lich der Versicherungs-
beitrŠge, abzŸglich evtl. Arbeits-
losenunterstŸtzung. Pensions-
ansprŸche sind so abzugelten,
als hŠtte der Arbeitnehmer bis
zum 65. Lebensjahr im Unter-
nehmen gearbeitet.

Auf der Basis dieser VorschlŠge
kšnnte eine Alternative zu der Ab-
sicht der Unternehme) entwickelt wer-
den, die Folgen ihrer Gewinnpolitik
einseitig auf die Arbeitnehmer abzu-
wŠlzen. Heinz MŸhlhaus 

wachsen. Die andere HŠlfte der Mit -
glieder wird vom Unternehmer be-
nannt.
Da in diesen Organen, wenn auch in
unzureichendem Ma§e, zwischen Be-
legschaftsvertretern und Unterneh-
mensleitungen die wirtschaftlichen
Fragen des Betriebes eršrtert und In-
formationen erlangt werden kšnnen,
sollte ihnen von den Gewerksdiaften
mehr Aufmerksamkeit geschenkt wer-
den, als das bislang der Fall ist. Bei
allem, was man an der Konstruktion
der WirtsdiaftsausschŸsse und ihrer
Kompetenz bemŠngeln mu§, sind sie
doch brauchbare Einrichtungen zur
Wahrnehmung von Arbeitnehinerinter-
essen. Wer sidi fŸr die Schaffung und
FunktionsfŠhigkeit von Wirtschafts-
ausschŸssen einsetzt, mu§ ja nicht auf
die gewerkschaftliche Forderung nach
Erweiterung des betrieblichen und
Ÿberbetrieblichen Mitbestimmungs-
rechts und der Verbesserung des Be-
triebsverfassungsgesetzes verziditen.
Um die Bedeutung der Wirtschafts-
ausschŸsse fŸr die Interessenvertre-
tung der Betriebsbelegschaften zu er-
kennen, mu§ man sich die Bestim-
mungen des BetrVG genau ansehen.
So sagt der ¤ 67 Abs. 2:

ãDer Wirtschaftsausschu§ hat Anspruch
auf Unterrichtung Ÿber die wirlsdiaft-
lidien Angelegenheiten des Unterneh-
mens an Hand der Unterlagen, soweit
dadurch nicht die Betriebs- und Ge-
schŠftsgeheimnisse des Unternehmens
gefŠhrdet werden. Die Mitglieder des
Wirtschaftsausschusses haben Ÿber An-
gelegenheiten, die die Wettbewerbs-
fŠhigkeit des Unternehmens berŸhren
kšnnen, Stillschweigen zu bewahren."
Obgleich man in diesen Formulierun-
gen den typischen ãGummiparagra-
phen" erkennt, sollte die Konkretisie-
rung in Abs. 3 nicht Ÿbersehen wer-
den:

ãZu den wirtschaftlichen Angelegen-
heiten im Sinne des Absatzes 2 gehš-
ren: a) Fabrikations- und Arbeits-
methoden; b) das Produktionspro-
gramm; c) die wirtschaftliche Lage des
Unternehmens; d) die Produktions-



und Absatzlage; e) sonstige VorgŠnge,
welche die Interessen der Arbeitneh-
mer des Unternehmens berŸhren."

NatŸrlich sind die Schweigepflicht und
die Formulierung: ã... soweit dadurch
nicht die Betriebs- und GeschŠfts-
geheimnisse des Unternehmens ge-
fŠhrdet werden" geeignet, die Arbeit
der WirtschaftsausschŸsse wesentlich
zu behindern, weshalb bei einer Neu-
fassung des BetrVG diese EinschrŠn-
kungen gestrichen werden mŸssen.
Aber auch die BetriebsrŠte arbeiten
unter Šhnlichen Bestimmungen, ohne
da§ ernsthaft ihre NŸtzlichkeit in
Zweifel gezogen wird. Wenn man sich
die eben genannten, gesetzlich fixier-
ten ZustŠndigkeiten des Wirtschafts-
ausschusses ansieht, so mu§ man fest-
stellen, da§ eine geschickt arbeitende
Arbeitnehmervertrelung zahlreiche
Mšglichkeiten hat, Ÿber wesentliche
die Belegschaft betreffende Probleme
informiert zu werden.

Der Wirtschaftsausschu§ ist indessen
kein Mitbestimmungs-, sondern ein
reines Konsultativorgan. Wer die Be-
stimmungen des ¤ 67 Abs. 3 zu deuten
versteht, und hier besonders auch
Buchstaben e), kann praktisch Infor-
mationen Ÿber beinahe alle Betriebs-
vorgŠnge, soweit sie fŸr die Beleg-
schaft von Bedeutung sind, verlangen.
Diese Tatsache kann besonders in die-
ser Zeit der Krisenerscheinungen und
der sozialen Existenzunsicherheit fŸr
die Arbeitnehmer wichtig sein.

Mit Recht wird man einwenden, da§
es solche ãgut funktionierenden" Wirt-
schaftsausschŸsse nur dort geben kann,
wo auch die Unternehmer ãmitspie-
len". Und die Praxis zeigt eben eine
deutliche Abneigung der Unternehmer
gegen derartige Einrichtungen. Sie
empfehlen den Gewerkschaften dem-
agogisch, um von der Mitbestimmungs-
forderung abzulenken, das BetrVG
ãvoll auszunutzen". Gleichzeitig aber
werfen sie hierbei den Betriebs-
gewerkschaftsfunktionŠren alle er-
denklichen KnŸppel zwischen die
Beine. Auf der Karlsruher Konferenz
fŸr Vertrauensleute und Betriebsrats-
milglieder der IG Metall im Septem-
ber 1966 sagte Fritz Strolhmann, der
fŸr die Betriebsarbeit verantwortliche
SekretŠr der Gewerkschaft:

ãBetriebsratsmitglieder sind aus den
Betrieben entfernt worden, weil sie
bis an die Grenze des Betriebsverfas-
sungsgesetzes gingen, also das Gesetz
ausgeschšpft haben. Ihre Beseitigung
fand leider allzu hŠufig UnterstŸtzung
durch eine Rechtsprechung, die die
ohnehin schwache Position der Be-
triebsrŠte noch weiter aushšhlt."

Diese Schwierigkeiten dŸrfen nicht
Ÿbersehen werden, weshalb ja die
Forderung nach Verbesserung des
BetrVG von den Gewerkschaften hart-
nŠckig gestellt wird. Die BetriebsrŠte
und Vertrauensleute, die im allge-
meinen als Initiatoren fŸr die Bildung
von WirtschaftsausschŸssen in Frage
kommen, mŸssen wissen, da§ die Un-
ternehmensleitungen nach dem Gesetz 

die Bildung dieser AusschŸsse nicht
ablehnen kšnnen. Das BetrVG sieht in
¤78 bei vorsŠtzlicher Behinderung der
TŠtigkeit von WirtschaftsausschŸssen
GefŠngnis bis zu sechs Monaten bzw.
einem Jahr und Geldstrafen vor. Si-
cherlich ist es angebracht, da§ die
Gewerkschafter in dieser Frage offen-
siver auftreten als bisher.

So wie das gesamte Betriebsverfas-
sungsgesetz unzureichend ist, reichen
auch die Bestimmungen Ÿber den Wirt-
schaftsausschu§ nicht aus, um die mit
dem Gesetz erklŠrte Absicht Ÿberall
und gegen den Widerstand der Unter-
nehmer verwirklichen zu kšnnen. Ein
qualitativer Mangel ist insbesondere
das lediglich auf Information be-
schrŠnkte Recht der Arbeitnehmerver-
treter im Wirtschaftsausschu§. Hier
mŸssen echte Mitbestimmungsrechte
geltend gemacht werden; in diesem
Sinne wŠre zu Ÿberlegen, ob nicht in
einem neuen BetrVG bzw. Mitbestim-
mungsgesetz eine Regelung getroffen
werden sollte, wonach Betriebsrat und
Wirtschaftsausschu§ gemeinsam Ent-
scheidungen von eminenter Wichtig-
keit fŸr den sozialen Standard der
Betriebsangehšrigen durch Zustim-
mung bestŠtigen oder durch Ableh-
nung verhindern kšnnen.

Jeder wei§, da§ Ñ  wie Fritz Stroth-
mann in Karlsruhe sagte Ñ  ãdie
Rechte der Arbeitgeber sehr viel grš-
§er sind als ihre Pflichten und die
Pflichten des Betriebsrates sehr viel
grš§er als seine Rechte". Weil das so
ist, sollten die Gewerkschaften jede
Position, die fŸr eine Besserung der
Interessenvertretung der Arbeitneh-
mer wertvoll sein kann, verteidigen
und ausbauen. Der Wirtschaftsausschu§
ist eine solche Position. Er ist neben
dem Betriebsrat das wichtigste Organ,
das das BetrVG den Arbeitnehmern in
den Betrieben zugesleht.

In diesem Zusammenhang ist noch
eine Bestimmung von Wichtigkeit, die
die Bildung von WirtschaftsausschŸs-
sen auch in Betrieben, in denen sich
die Unternehmer hartnŠckig dagegen
wehren, erleichtern kšnnte: ãBenennt
eine Seile keine Mitglieder oder blei-
ben die Mitglieder einer Seite ohne
genŸgende Entschuldigung der Sitzung
fern, so wird der Wirtschaftsausschu§
schon tŠtig, wenn die HŠlfte der Mit-
glieder mitwirkt" (¤ 68 Abs. 4). Das
hei§t doch, da§ notfalls die Arbeit-
nehmervertreter allein einen Wirt-
schaftsausschu§ bilden kšnnen, gewis-
serma§en als ãerster Anfang", wenn
die Unternehmensleitung sich weigert
mitzumachen. Der Unternehmer ist je-
doch verpflichtet, persšnlich oder durch
einen Beauftragten diesem halben
Wirtschaftsausschu§ die gewŸnschten
Informationen nach ¤ 67 Abs. 2 und 3
zu geben. Ohne Zweifel eine Mšglich-
keit, um auf diesem Gebiet voranzu-
kommen, und es liegt bei den gewerk-
schaftlichen Vertrauensleuten und Be-
triebsrŠten, in dieser Frage initiativ
zu werden, selbstverstŠndlich in enger
Zusammenarbeit mit ihrer Gewerk-
schaft. Gerd Siebert

Aushöhlungsstopp
Die weitere Aushšhlung und ã†ber-
windung" der qualifizierten Mitbestim-
mung im Montanbereich soll gestoppt
werden. Das ist eine seit Jahren er-
hobene Forderung der Gewerkschaf-
ten, die bislang durch den Gesetz-
geber nicht realisierbar ist. Durch die
Konzentrationsbewegungen in der
Montanindustrie, durch geschickte
Manipulationen und durch Struktur-
wandel scheiden immer hŠufiger Un-
ternehmen aus der qualifizierten Mit-
bestimmung aus. Den jŸngsten ãFall"
stellen die Rheinischen Stahlwerke
dar, deren Schwergewicht nicht mehr
im Montanbereich, sondern in der
weiterverarbeitenden Industrie liegt.
Die Unternehmensleitung drŠngt jetzt
darauf, da§ die Montanmitbestimmung,
wonach die Arbeitnehmer die HŠlfte
der Aufsichtsratsmitglieder und den
Arbeitsdirektor stellen, erlischt und
die Bestimmungen des Betriebsverfas-
sungsgesetzes wirksam werden, das
nur ein Drittel Arbeitnehmervertreter
im Aufsichtsrat gestattet.

Dieses Beispiel hat die Diskussion um
die Sicherung der Mitbestimmung in
der Montanindustrie neu entfacht. So
hat jetzt die SPD-Bundestagsfraktion
die Bundesregierung einstimmig zur
Vorlage eines Gesetzentwurfs zur
Verhinderung einer weiteren Aus-
hšhlung der qualifizierten Mitbestim-
mung aufgefordert. Wo diese Form
der Mitbestimmung am 1. Januar 1966
bestanden hat, soll sie nach den Vor-
stellungen der SPD - Fraktion auch
kŸnftig aufrechterhalten bleiben. Auch
einige Sozialpolitiker vom ãlinken"
FlŸgel der CDU/CSU haben die Regie-
rung zu Initiativen in dieser Frage
aufgefordert, andernfalls sie selber
einen Gesetzentwurf einbringen wol-
len.

Wie man jedoch in Bonn hšrt, will
die Regierung zunŠchst eine Komission
unabhŠngiger SachverstŠndiger beru-
fen, die den Fragenkomplex prŸfen
und bisherige Erfahrungen auswerten
soll. Offensichtlich handelt es sich da-
bei um Verzšgerungstaktik, denn die
ãUnterwanderung" der Montanmitbe-
stimmung ist nicht neu und den zu-
stŠndigen Regierungsstellen hinrei-
chend bekannt. Um die diesbezŸgliche
Beunruhigung in den Gewerkschaften
aufzufangen, hatte Kiesinger in seiner
RegierungserklŠrung bereits festge-
stellt: ãDie Bundesregierung lehnt die
Bestrebungen ab, die den bewu§ten
und erkennbaren Zweck einer Aus-
hšhlung der Mitbestimmung verfol-
gen.Ò

Die Zeit fŸr praktische gesetzgebe-
rische Ma§nahmen ist jetzt reif. Ins-
besondere werden die sozialdemokra-
tischen Regierungsmitglieder sich da-
fŸr stark machen mŸssen, wenn ihr
Engagement in der Gro§en Koalition
auch nur den geringsten Sinn haben
soll. -gs-
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Haushalfskrise nicht überwunden

„Etatausgleich” eine Täuschung der Öffentlichkeit

Bonner Kreditbedarf allein 1967 rund 6 Mrd. DM

Bundeswirtschaftsminister Prof. Schiller, BundesbankprŠsident Karl Blessing und
andere Grš§en in Politik und Wirtschaft geben sich in diesen Wochen betont
optimistisch bezŸglich der finanzpolitischen und wirtschaftlichen Lage der Bundes-
republik Ñ  verdŠchtig optimistisch! Man tut so, als sei die Haushallskrise mit
dem ãEtatausgleich" vom 19. Januar Ÿberwunden und als kšnne wieder jeder-
mann Vertrauen zur Wirtschaftspolitik der Bundesregierung fassen. ãGreifen
Sie zu!" ermunterte Schiller bei der Eršffnung der Frankfurter Messe am
26. Februar die Unternehmer und meinte die Sonderabschreibungen fŸr Investi-
tionen, nach denen gegriffen werden solle. Nach Verabschiedung des Kredit-
finanzierungsgesetzes durch den Bundestag rief Schiller den Unternehmern zu:
ãMarktwirtschaftler aller RŠnge und Dienstgrade Ñ  bewŠhrt euch nun!"

Dieser krampfhafte Optimismus er-
innert eher an die gemimte Zuversicht
eines Spielers, der zu hoch gepokert
hat, als an die Selbstsicherheit eines
Wirtschaflsministers, der wei§, da§
alles in Ordnung ist. Kein Wunder:
Es ist eben nicht alles in Ordnung
mit dem Bonner Bundeshaushalt. Das
Bundeskabinett ging im Januar bei
seinen Ma§nahmen nŠmlich wider bes-
seres Wissen von einer DeckungslŸcke
in Hšhe von 3,7 Milliarden DM aus.
Rund 900 Millionen DM Minderein-
nahmen aus 1966 wurden erst gar
nicht in den Etat 1967 Ÿbernommen,
sondern durch die Aufnahme von Kre-
diten fŸr abgedeckt erklŠrt.

Der entscheidende Trick der Selbst-
tŠuschung und der IrrefŸhrung der
…ffentlichkeit lag jedoch in der Zu-
grundelegung eines Wachstums des
Bruttosozialprodukts im laufenden Jahr
von nominal 5,1 und real 3,2 Prozent.
Eine solche Zuwachsrate liegt jedoch
weit Ÿber den SchŠtzungen aller Wirt-
schaftsinstitute und ist angesichts der
Entwicklung in den letzten Monaten
und gegenwŠrtig einfach irreal. Schon
rechnen Experten aufgrund dieser
ãbewu§ten FehlschŠtzung" mit Steuer-
ausfŠllen in einer Grš§enordnung von
rund 2 Milliarden DM. Das aber wŸrde
die tatsŠchliche DeckungslŸcke auf 5,7
Milliarden DM verbreitern.

Unter diesem Aspekt stellen die Ma§-
nahmen des Etatausgleichs keine echte
Lšsung dar. Viele AusgabenkŸrzun-
gen, wie die 190 Millionen DM Ent-
wicklungshilfe, die 120 Millionen Ber-
lin-Hilfe und die 110 Millionen, die
von der ãZivilverteidigung" abgestri-
chen wurden, sind nicht fŸr immer
reduziert, sondern nur um ein Jahr
verschoben worden.

Eine ãSparsamkeit" eigener Art wurde
am RŸstungshaushalt praktiziert: Im
Januar beim ãHaushaltsausgleich" um
240 Millionen DM reduziert, wurde er
im Februar Ÿber den Eventualhaushalt
wieder um 200 Millionen DM erhšht.
Hier wŠre Gelegenheit gewesen, durch
eine drastische Reduzierung Ñ  die
immer stŠrker auch von den Gewerk-
schaften verlangt wird Ñ  die Wurzel
des HaushaltsŸbels wirksam zu be-
kŠmpfen und au§erdem noch einen
Beitrag zur internationalen Entspan-

nung zu leisten. Aber statt den RŸ-
stungsetat zu ãentrŸmpeln" und dort
die der Bevšlkerung abverlangte
ãSparsamkeit" zu praktizieren, fielen
dem Rotstift Leistungen und ZuschŸsse
im sozialen Bereich des Haushalts zum
Opfer.

Kann man bereits aus der Schonung
des Verteidigungshaushalts den Schlu§
ziehen, da§ die angesichts der Finanz-
krise notwendige Sparsamkeit durch-
aus nicht fŸr alle Bereiche der Finanz-
politik in gleichem Ma§e angewendet
wird, so mŸssen die beschlossenen
Sonderabschreibungen fŸr Unterneh-
merinvestitionen diesen Eindruck noch
verstŠrken. Durch diese Abschreibever-
gŸnstigungen werden den Unterneh-
mern 1967 etwa 1,5 bis 2 Milliarden DM
Sonderprofite zuflie§en. Diese mŸssen
aber Ÿber den Preis realisiert werden
und bewirken so einen zusŠtzlichen
Preisauftrieb.

Ob mit Hilfe dieser Abschreibungen
eine nennenswerte Auftragsbelebung
erreicht werden kann, wird in Fach-
kreisen sehr bezweifelt. Auf der
Frankfurter Messe empfahl Schiller
den Unternehmern, insbesondere Ra-
tionalisierungsinvestitionen wŠhrend
der Neun-Monate-Frist fŸr Sonder-
abschreibungen vorzunehmen. Wenn
die Unternehmer diesem Rat des so-
zialdemokratischen Wirtschaftsprofes-
sors folgen, werden die ArbeitsplŠtze
noch weiter schrumpfen statt zu-
nehmen. Dagegen aber werden die
Profite der Unternehmer gesichert
sein.

Aber auch der Evenlualhaushalt in
Hšhe von 2,5 Milliarden DM stellt
weniger eine Garantie fŸr Konjunk-
turbelebung als vielmehr fŸr inflatio-
nŠre Entwicklung dar. Da diese Rie-
sensumme, neben anderen, auf dem
Kapitalmarkt aufgebracht werden mu§,
der weitgehend erschšpft ist, dŸrfte
eine negative Wirkung auf das allge-
meine Zinsniveau und damit die Ver-
stŠrkung der inflationŠren Tendenz so
gut wie sicher sein. Praktisch wird
also der Wirtschaft keine Konjunktur-,
sondern eine Inflationsspritze gegeben.

Eine gleiche Wirkung geht aber auch
von dem au§erordentlichen Haushalt
in Hšhe von 1,3 Milliarden DM aus,

In der Bundesrepublik 1966

geringster Lohnanstieg

Die Steigerung der Lšhne und GehŠl-
ter war 1966 in der Bundesrepublik
unter allen sechs EWG-LŠndern am
geringsten. Sie betrug 3,7 Prozent,
wŠhrend sie in den Ÿbrigen LŠndern
hšher lag, am hšchsten in den Nie-
derlanden mit 6,1 Prozent. Dabei han-
delt es sich um die Steigerung der
Effektivlšhne; die Tariflšhne stiegen
geringer an. In den Jahren 1953 bis
1965 betrug die Erhšhung im Jahres-
durchschnitt aller EWG-LŠnder 7,5 Pro-
zent. Im vergangenen Jahr setzte all-
gemein ein RŸckgang der Steigerungs-
rate ein, der in der Bundesrepublik
und in Frankreich am stŠrksten war.
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der in diesem Jahr um rund 250 Mil -
lionen DM erhšht wurde und eben-
falls am freien Kapitalmarkt gedeckt
werden soll. Insgesamt wird der dies-
jŠhrige Kreditbedarf der Bundesregie-
rung Ñ  und die LŠnder arbeiten ja
nach der gleichen Methode! Ñ  bei
6 Milliarden DM liegen. Das sind im-
merhin rund 8 Prozent des Gesamt-
volumens des Haushaltes 1967. Da es
sich zur Hauptsache um kurz- und
mittelfristige Kredite handeln wird,
die Bonn aufnimml, wird die RŸckzah-
lung nicht irgendwann, sondern in den
nŠchsten Jahren erfolgen mŸssen und
die Defizite der kommenden Haus-
haltsjahre weiter vergrš§ern helfen.

Die Flaushaltsprobleme wurden also
mit der formalen, rechnerischen Schlie-
§ung der DeckungslŸcke fŸr 1967 durch
die BeschlŸsse des Bundeskabinetts
nicht gelšst, sondern in die nŠchste
Zukunft geschoben. Die Rechnung wird
den Arbeitnehmern Ñ  und nur ihnen! Ñ
in den kommenden Jahren prŠsentiert
werden, dann aber mit Zins und Zin-
seszins!

Aus dieser unerfreulichen Perspektive
ergibt sich darum fŸr die Arbeitneh-
mer und ihre Gewerkschaften jene
Verantwortung gegenŸber dem Volk,
die den zur Zeit Verantwortlichen in
Staat und Wirtschaft offenbar abgeht.
Das hei§t, da§ der Teufelskreis von
RŸstung und RŸstungsfolgen durch-
brochen werden mu§: Die RŸstungs-
und Notstandskosten mŸssen redu-
ziert, die RŸstungs- und Notstands-
politik mu§ revidiert werden. DafŸr
lohnt es sich, die Kraft der Gewerk-
schaften einzuselzen, denn Mi§wirt -
schaft und Inflation treffen nicht Kie-
singer oder Schiller, Abs oder Krupp,
Nordhoff oder Hilzinger, sondern ein-
zig und allein die Lohn- und Gehalts-
empfŠnger sowie den Mittelstand und
die kleinen Bauern. Die Gegenwart
beweist es schon. Die Betroffenen
haben darum allen Grund, sich mit
geeigneten Mitteln gemeinsam zur
Wehr zu setzen. G. S.



Planwirtschaft im Spätkapitalismus?

Konjunkfurabschwung regt die Diskussion an

Staatliche Regulierung im Interesse der privaten Monopole

Infolge der wirtschaftlichen Schwierigkeiten ist in der Bundesrepublik die Dis-
kussion Ÿber die Notwendigkeit von Wirtschaftsplanung in Gang gekommen.
Neben den Gewerkschaftern, Wirtschaftswissenschaftlern und den Politikern
nehmen besonders auch die Vertreter der UnternehmerverbŠnde daran teil.

In den fŸnfziger Jahren stie§ die Pro-
duktion aller Wirtschaftsbereiche auf
einen breiten Markt unbefriedigter
Nachfrage. Die klassischen Methoden
kapitalistischer Konjunkturpolitik (das
Instrumentarium der Notenbank und
die allgemeine Steuerpolitik) waren
unter diesen Bedingungen wirkungs-
voll genug. Aber inzwischen hat die
Anpassung der Wirtschaftsentwicklung
in der Bundesrepublik an das fŸr die
kapitalistischen LŠnder normale viel
geringere Tempo gezeigt, da§ mit den
zyklischen Schwankungen auch die
Slrukturprobleme in der Wirtschaft
ein viel grš§eres Gewicht erhalten
haben. Die wissenschaftlich-technische
Revolution bringt neue Produkte auf
den Markt, die bisher verwendete Er-
zeugnisse verdrŠngen. Einerseits gibt
es Wirtschaftszweige, die weiterhin
rasch expandieren, wie z. B. die che-
mische Industrie, aber andererseits
solche, die, wie der Steinkohleberg-
bau, schrumpfen.

Die Strukturwandlungen vollziehen
sich mit zunehmendem Tempo, sie
sind sowohl entscheidende Wachs-
tumsreserve der Wirtschaft als auch
Ursache fŸr tiefgreifende soziale Er-
schŸtterungen infolge des Ruins vieler
technisch und škonomisch rŸckstŠn-
diger Unternehmen und der massen-
weisen Freisetzung von ArbeitskrŠf-
ten. Dieser Entwicklung kšnnen weder
die Regierung noch die Manager der
Industrie- und Bankenmonopole taten-
los zusehen. Um sie zu steuern, sind
sogenannte ãReinigungskrisen" ebenso
ungeeignet wie die bisherige Bonner
Wirtschaftspolitik Ñ  eine Tatsache,
die u. a. auch Prof. MŸller-Armack zur
gegenwŠrtigen Wirtschaftsentwicklung
feststellt. Er verwirft die allgemeinen
Ma§nahmen der Konjunkturpolitik,
die entweder bremsten, wenn sich
bei raschem Wachstumstempo der Pro-
duktion auch die Inflation beschleu-
nigte, oder ãGas" gaben, wenn die
Produktionskurve sank, und fordert
vielmehr eine ãpermanente konjunk-
turpolitische FŸhrung", die den Kon-
junktur- und Strukturproblemen ge-
recht wird.

Zur Lenkung des kapitalistischen Re-
produktionsprozesses werden heute
neue staatliche Institutionen benštigt.
So fordert die Sozialdemokratische
Partei schon seit langem die Bildung
eines Konjunkturrates Ñ  und wird
hierbei von Prof. MŸller-Armack un-
terstŸtzt Ñ , wŠhrend andere Wirt-
schaftswissenschaftler den gegenwŠr-
tig schon vorhandenen SachverstŠndi-

genrat, der im Auftrage der Bundes-
regierung jŠhrlich ein Gutachten zur
wirtschaftlichen Entwicklung erarbei-
tet, in einen ãPlanungsstab" umgebil-
det wissen mšchten.

Dieser Planungsstab sollte nach An-
sicht Prof. Krelles jŠhrlich vor Auf-
stellung des BŸndesetats Alternativ-
plŠne vorlegen, in denen die voraus-
sichtliche kurz- und mittelfristige Ent-
wicklung bei verschiedenen mšglichen
wirtschaftspolitischen Kursen aufge-
zeigt wird. Er soll weiter zu allen
Wirtschaftsgesetzen, die das Parlament
zu beschlie§en hat, gehšrt werden,
um deren Auswirkungen zu analysie-

Zuerst soll ein ãSofortprogramm" aus
dem Investitionshaushalt finanziert
werden: 300 Millionen DM fŸr Inve-
stitionsvorhaben der Bundesbahn, 200
Millionen fŸr den Stra§enbau, 250 Mil -
lionen fŸr die Post und 100 Millionen
fŸr Landkulturma§nahmen wie Deich-
bauten usw., insgesamt 850 Millionen
Deutsche Mark.

Von den 2,5 Milliarden DM sind in-
zwischen knapp 2 Milliarden aufge-
schlŸsselt. So sollen spŠter, nach Ein-
leitung des Sofortprogramms, noch
einmal 300 Millionen DM fŸr den
Stra§enbau, 250 Millionen fŸr die Bun-
despost und 100 Millionen fŸr die
Landwirtschaft zur VerfŸgung gestellt
werden. Weitere 200 Millionen DM
sollen fŸr Bauten und Fahrzeug-
anschaffungen der Bundeswehr, 150
Millionen fŸr den Wohnungsbau und
75 Millionen fŸr Forsdiung ausge-
geben werden.

So weit die sachliche Seite des Even-
tualhaushalts. Aber er hat noch eine
politische Seite, die vortrefflich geeig-
net ist, die sogenannte ãneue" Wirt-
schaftspolitik Prof. Schillers und F. J.
Strau§' zu veranschaulichen:

Bekanntlich wurden die im Etatent-
wurf fŸr 1967 angesetzten 1,2 Milliar -
den DM Mehrausgaben gegenŸber
1966 fŸr RŸstungskosten bei dem spek-
takulŠren ãAusgleich" des Bundes-
haushalts um 240 auf 960 Millionen DM
reduziert. In dem jetzt anlaufenden 

ren. FŸr die Gewerkschaften ist dabei
interessant, da§ diesem Planungsstab
nach den Vorstellungen seines Initia-
tors ein Beirat beizugeben wŠre, in
dem Gewerkschaften und Arbeitgeber
vertreten sein mŸ§ten.

NatŸrlich haben diese PlŠne nichts mit
einer auf das allgemeine Wohl aus-
gerichteten volkswirtschaftlichen Pla-
nung zu tun. Die objektiven Entwick-
lungsbedingungen drŠngen vielmehr
die Banken- und Industriemonopole,
den WidersprŸchen, die sich aus dem
hohen Grad der Vergesellschaftung
der Produktion und dem Privateigen-
tum an Produktionsmitteln ergeben^
mit Hilfe staatlicher Regulierungen zu
begegnen. Von der Arbeiterschaft und
von ihren Gewerkschaften und natŸr-
lich auch von der Sozialdemokratischen
Partei und ihrer FŸhrung hŠngt es ab,
ob diese planwirtschaftlichen Bestre-
bungen zur Festigung eines staats-
monopolistischen Herrschaftssystems
fŸhren oder ob durch die Ausweitung
der betrieblichen und Ÿberbetrieblichen
Mitbestimmung eine demokratische
Wirtschaftsregulierung ermšglicht wer-
den kann. R. K.

Eventualhaushalt stehen jedoch wieder
200 Millionen DM fŸr das Verteidi-
gungsministerium zu Buch, so da§ die
Steigerung der RŸstungskosten gegen-
Ÿber 1966 genau 1,16 Milliarden DM
ausmacht, womit denn wieder alles
beim alten wŠre.

€hnlich wurde auch mit den Etat-
posten Landwirtschaft, Stra§enbau,
Wohnungsbau u. a. verfahren, was
gewi§ nicht in jedem Falle beklagt
werden mu§; aber in gewissem Um-
fang wurde der Eventualhaushalt ganz
einfach, wie der SPD - Abgeordnete
Hermsdorf das nannte, zum ãRangier-
bahnhof" fŸr gekŸrzte Gelder gemacht.

Und weiter sollten die Mittel fŸr den
Eventualhaushalt ursprŸnglich von der
Bundesbank kreditiert werden. Jetzt
aber, so hšrt man in Bonn, sollen die
erforderlichen 2,5 Milliarden DM zum
grš§ten Teil auf dem freien Kapital-
markt aufgebracht werden. Es ist je-
doch nicht zu erkennen, wie die In-
vestitionsspritzen des Staates der
Wirtschaft helfen sollen, wenn ihr
zuvor die Gelder dafŸr entzogen wer-
den. Offenbar ist aber der Finanz-
bedarf des Staates seit dem fraglichen
Haushaltsausgleich so weit ange-
schwollen, da§ man nun gezwungen
ist, die Kredite der Bundesbank zum
Stopfen von Lšchern einzusetzen, die
vor nur wenigen Wochen noch nicht
erkennbar waren oder vielmehr ver-
schwiegen wurden.

Zwielichtiger Eventualhaushalf

Der Bundestag hat Ende Februar das sogenannte Kreditfinanzierungsgesetz 1967
beschlossen und damit die Grundlage fŸr den Eventualhaushalt (Investitions-
haushalt) in Hšhe von 2,5 Milliarden DM geschaffen. Aus dem Eventualhaushalt
soll der Wirtschaft eine konjunkturelle Starthilfe gegeben werden. Die Mittel
dafŸr sollen umgehend freigegeben werden.
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Blick in die Welt
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Spaniens Gewerkschafter

kämpfen für Demokratie

Das faschistische Spanien erlebte Ende
Januar.'Anfang Februar Massendemon-
strationen von bisher nicht gekann-
tem Ausma§. In Madrid und zahlrei-
chen StŠdten des Landes demonstrier-
ten und streikten Hunderttausende
von Arbeitern und Studenten gemein-
sam fŸr demokratische Freiheiten und
gegen die Franco-Diktatur. Dabei
stellte sich heraus, da§ von einer
ãliberalen Wandlung" des Regimes,
wovon bei uns manche Presseorgane

nilllllllinillllllllllllllllllllllllllllllllll^

„Freiwilliger Lohnverzicht" —

und wie es wirklich war

Zu dem in Nr. 2 der NACHRICHTEN
veršffentlichten Kommentar ãFreiwil-
liger Lohnverzicht durch Erpressung"
hat uns die Verwaltungsstelle Hattin-
gen/Ruhr der Industriegewerkschaft
Metall gebeten, eine sachliche Richtig-
stellung zu veršffentlichen, da nach
ihrer Ansicht der Artikel auf nicht
ganz richtigen Informationen beruht.
Wir kommen dem Wunsche nach und
bringen nachfolgend die Stellungnahme
der Verwaltungsstelle Hattingen/Ruhr,
die in ihrem Informationsdienst ãDer
Kontakt", Februar 1967, veršffentlicht
worden ist:

„Während in den übrigen Betrieben
unserer Verwaltungsstelle die Einfüh-
rung der ab 1. Januar 1967 gültigen
40-Stunden-Woche glatt verlief, gab es
bei der Fa. Krampe & Co. Schwierig-
keiten, weil man sich dort der Einfüh-
rung der verkürzten Arbeitszeit wider-
setzte.

Es bedurfte mehrerer langwieriger
Verhandlungen, ehe es dem Bevoll-
mächtigten unserer Verw.-Stelle, Willi
Herold, und dem Bevollmächtigten der
Verw.-Stelle Hamm, Josef Berntzen,
gelang, eine für beide Seiten akzep-
table Lösung herbeizuführen. Wobei
das Werk Pelkum von Krampe & Co.
bei einer Beschäftigtenzahl von 90 Ar-
beitnehmern gegenüber dem Werk
Hattingen, 35 Arbeitnehmer, die Ar-
beitszeit ab 1. Januar 1967 auf 40 Stun-
den einführte.

Das war den Arbeitnehmern in Hat-
tingen nicht bekannt. In der gemein-
samen letzten Verhandlung beider
Werke wurde nunmehr iestgelegt, daß
die Arbeitszeit von 41*14 Stunden auf
40 Stunden auch im Werk Hattingen
durchgeführt wird. Mit dem vollen
Arbeitszeitausgleich von 3,1 °/o. Die
Überstunden-Zuschläge ab 40 Stunden
und die 1,99!o der Lohnerhöhung wer-
den wegen guter übertariflicher Ver-
dienste angerechnet.“ 
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so gern schwelgen, nicht die Rede sein
kann. Mit bekanter BrutalitŠt knŸp-
pelte die Polizei auf Demonstranten
ein und nahm zahllos und wahllos
Verhaftungen vor.

Es erwies sich, da§ die staatlichen
ãVertikalsyndikate", die arbeitsfront-
Šhnlichen Zwangsgewerkschaften, im-
mer mehr an Einflu§ verlieren. Statt
dessen gewinnen die halblegalen ãAr-
beiterkommissionen" und Studenten-
gewerkschaften in den Betrieben und
an den Hochschulen immer stŠrkeren
Einflu§. Sie waren es auch, die trotz
Streik- und Demonstrationsverbots
zum Widerstand gegen das Regime
aufgerufen haben.

AnlŠ§lich der letzten BetriebsrŠtewah-
len, die die spanische Staatsgewerk-
schaft veranstaltete, wurden hohe
Wahlbeteiligung und starkes Inter-
esse der WerktŠtigen verzeichnet. Das
war das Werk der ãArbeiterkommis-
sionen", die sich im Laufe der letzten
Monate gebildet hatten, um schwer-
punktmŠ§ig die Sache der Arbeitneh-
mer in deren Sinne, entgegen dem
staatlichen Programm, zu vertreten.

Die ãArbeiterkommissionen" konnten
sich inzwischen legale, feste Positionen
gegen den faschistischen Syndikalis-
mus erobern. Sie bilden nun eine trag-
fŠhige Plattform fŸr den anhebenden
Kampf um die ErfŸllung des demokra-
tischen Programms der ãArbeiterkom-
missionen": GewŠhrung eines Mini -
mallohns von 250 Peseten und bezahl-
tem Urlaub sowie Bildung einer ein-
heitlichen demokratischen Klassen-
gewerkschaft, die fŸr soziale Sicher-
heit und Streikrecht eintritt.

Da der Verlauf der Wahlen in den
meisten Betrieben zu Erfolgen der
ãArbeiterkommissionen" fŸhrte, wer-
den sich in der Folge Tausende neuer
Arbeiterkommissionen in den Betrie-
ben bilden. In der Banco Hispano
Americano stellten die Kandidaten der
Einheitsliste 16 der 26 Verbindungs-
mŠnner; Šhnliche Erfolge wurden in
der Banco exterior, der Banco mer-
cantila industrial, der Banco Vizcaya
und der Banco Central erzielt. Man
rechnet fest damit, da§ die von den
Arbeitnehmern gewŠhlten Verbin-
dungs- und VertrauensmŠnner der
Opposition auch in der nŠchsten Etappe
der Wahlen auf bezirklicher und spŠ-
ter auf nationaler Ebene eine erheb-
liche Rolle spielen werden. R.

Krise im US-amerikanischen
Gewerkschaffsbund

Im Dachverband der amerikanischen
Gewerkschaften AFL/CIO ist es Ÿber
Fragen der Sozial- und Au§enpolitik
zu einem schweren Konflikt gekom-
men, in dessen Verlauf der VizeprŠsi-
dent Walter Reuther, zugleidi PrŠsi-
dent der Automobilarbeitergewerk-
schaft, mit seiner Organisation aus
dem AFL/CIO ausgeschieden ist. Die
Automobilarbeitergewerkschaft ist mit
1,5 Millionen Mitgliedern die zweit-
stŠrkste USA-Gewerkschaft. Die grš§te

Organisation, die Gewerkschaft der
Transportarbeiter, ist bereits frŸher
aus dem AFL/CIO ausgesdiiedon.

Die Meinungsverschiedenheiten zwi-
schen dem militant antikommunistisch
und sozialpartncrschaftlich eingestell-
ten AFL/CIO - PrŠsidenten George
Meany, der mit seinen Auffassungen
auch fŸr den Internationalen Bund
Freier Gewerksdiaften (IBFG) eine
schwere Belastung darstellt, und Wal-
ter Reuther sind in letzter Zeit immer
heftiger und tiefer geworden. So ist
Reuther mit der allzugro§en RŸck-
sichtnahme Meanys auf die Interessen
der USA-Monopole nidit einverstan-
den und fordert eine angemessene
Lohnpolitik. Insbesondere aber mi§-
billigt  Reuther die von Meany betrie-
bene Unterordnung des AFL/CIO un-
ter die au§enpolitisdien Ziele PrŠsi-
dent Johnsons. So vertritt George
Meany ohne Vorbehalt so ziemlich
alles, wenn es nur antikommunistisch
motiviert wird. Der schmutzige Krieg
der USA in Vietnam, dieses antikom-
munistisch motivierte Massenmorden,
versetzt ihn geradezu in VerzŸckung.
Dagegen befŸrwortet Reuther einen
nŸchternen Kurs, tritt fŸr Verhand-
lungen und Entspannung in der Welt
ein und wehrt sich entschieden da-
gegen, da§ die amerikanischen Ge-
werkschaften zum Instrument der Re-
gierungspolitik herabgewŸrdigt wer-
den.

Mšglicherweise kšnnen Ÿber die Rolle
George Meanys die EnthŸllungen eini-
gen Aufschlu§ geben, die vor ein paar
Wochen Ÿber den amerikanischen Ge-
heimdienst CIA an die …ffentlichkeit
gedrungen sind. Danach soll der Ge-
heimdienst nicht nur einflu§reiche Per-
sonen im Nationalen Amerikanischen
Studentenverband, in der Organisation
der Anthropologen und zahlreichen
anderen VerbŠnden, sondern auch in
amerikanischen Gewerkschaften ge-
kauft und angeworben haben. Der
IBFG hat indessen dementiert, vom
CIA Zuwendungen erhalten zu haben.
Dagegen erklŠrte der Bruder Walter
Reuthers šffentlich, alle die aufgedeck-
ten Verbindungen des Geheimdienstes
zu den verschiedenen Organisationen,
insbesondere der Wissenschaftler,
seien ãkleine Fische" im Vergleich zu
jenen, die der CIA zum AFL/CIO
unterhalte.

WGB-Tagung in Genf

Eine internationale Fachtagung des
Weltgewerkschaftsbundes (WGB) wird
vom 9. bis 13. Mai d. J. in Genf statt-
finden. Es handelt sich um die V. Welt-
konferenz der IVG, der WGB-Berufs-
abteilung fŸr chemische, Erdšl- und
verwandte Industrien. An einem der
Konferenztage werden die fŸnf Indu-
striekommissionen der IVG spezielle
Sitzungen abhalten. Die Vorbereitun-
gen sind in den MilgliedsverbŠnden
des WGB bereits angelaufen. Die IVG-
Weltkonferenz soll die weltweite Soli-
daritŠt und Aktionseinheit der Ge-
werksdiafter manifestieren.



Gewerkschaften beweisen Verantwortung

Die Gewerkschaften als unabhängige und parteipolitisch neutrale Massenorga-
nisationen aller Arbeitnehmer können auch die Regierung der Großen Koalition
nicht an dem Partei- und selbst nicht an dem Gewerkschaftsbuch einiger ihrer
Minister, sondern allein an ihren Leistungen für oder gegen die Interessen der
Arbeiter und Angestellten messen. Oft wird den Kritikern der Maßnahmen der
Großen Koalition entgegengehalten, sie machten es sich leicht, da sie ja nicht
„in der Verantwortung" stünden und negierten eben alles. Das ist aber für die
Gewerkschaften keinesfalls zutreffend.

Erstens stehen die Gewerkschaften zu-
mindest nicht weniger in der Verant-
wortung wie Minister und Abgeord-
nete, nicht nur für die Mehrheit des
Volkes, die Arbeitnehmer, sondern
für sozialen Fortschritt, Demokratie
und Frieden unseres Volkes überhaupt.
Das haben die Gewerkschaften mehr
als einmal in Vergangenheit und Ge-
genwart unter Beweis gestellt.

Zweitens erschöpfen sich Stellung-
nahmen und Tätigkeit der Gewerk-
schaften keinesfalls in Kritik. Die DGB-
Gewerkschaften verfügen vielmehr mit
ihrem Grundsatz- und Aktionspro-
gramm und den Beschlüssen des
7. DGB-Bundeskongresses über durch-
aus konstruktive Vorstellungen für
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft
und ihre fortschrittliche Gestaltung.

Es ist durchaus nicht so, daß diese
gewerkschaftlichen Vorstellungen an-
gesichts der gegenwärtigen Finanz-
und Wirtschaftskrise nicht zu verwirk-
lichen sind. Im Gegenteil, ihre Ver-
wirklichung würde gerade diese Krise
überwinden helfen!

Die von den Gewerkschaften gefor-
derte Entwicklung einer Politik des
Friedens und der Entspannung, der
Sicherung und des Ausbaus der Demo-
kratie würde keinen Pfennig kosten,
sondern im Gegenteil riesige Beträge
einsparen: so der dem Godesberger
Programm der SPD entsprechende völ-
lige Verzicht auf jede Mitbeleiligung
an der Alomrüstung, die Reduzierung
der Rüstung überhaupt, die Annullie-
rung aller Auslandszahlungen, die
nicht echten Entwicklungsaufgaben,
sondern dem amerikanischen Vietnam-
krieg, den Gewinnen ausländischer
Rüstungsfabrikanten und dem Fest-
halten an der überholten Hallstein-
Doktrin dienen; so der Verzicht auf
die noch geplanten und die Stornie-
rung der schon beschlossenen Not-
standsgesetze, das Verbot der neo-
nazistischen NPD, der Ausbau der
gewerkschaftlichen Mitbestimmung
und die Einschränkung der Macht der
Wirtschaft und Staat beherrschenden
Monopole und Kartelle.

Auch eine gerechtere Steuerpolitik,
die stärkere Besteuerung der hohen
Gewinne, Einkommen und Vermögen
und die geringere Besteuerung der
kleinen Einkommen und Vermögen
brauchte nicht zu einer Minderung der
Staatseinnahmen zu führen, sondern
könnte diese sogar noch erhöhen, zu-
mal wenn auch bei den Reichen und

Großverdienern die gleiche Steuer-
ehrlichkeil durchgesetzt würde, wie
sie bei den Lohn- und Gehaltsempfän-
gern selbstverständlich ist.

Die Wiederherstellung des Mieter-
schutzes, der vier Jahrzehnte in
Deutschland bestanden hat, würde
ebenfalls keinen Pfennig kosten.

Die durch eine den gewerkschaftlichen
Vorstellungen entsprechende Politik
des Friedens und der Demokratie und
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durch Beschneidung der Gewinne und
Vermögen unserer Millionäre und
Multimillionäre freiwerdenden Gelder
aber würden für die Durchführung der
Maßnahmen zur Verfügung stehen,
die die Gewerkschaften zur Sicherung
der Vollbeschäftigung auch unter den
Bedingungen der Automation, zur För-
derung des wissenschaftlichen, kultu-
rellen und sozialen Fortschritts, zur
Entwicklung des sozialen Wohnungs-
baus, des Verkehrswesens und unserer
Bildungseinrichtungen in Programmen
und Beschlüssen gefordert haben.

Es sind das Maßnahmen, die nicht nur
den Erfordernissen unserer Zeit, son-
dern auch denen der Zukunft entspre-
chen, die nur auf den Gebieten der
Wirtschaft, der Technik, der Bildung,
Kultur, Wissenschaft und dem Sozial-
wesen, nicht aber auf irgendwelchen
Schlachtfeldern gestaltet werden kann.

Arthur B., Bremen

An ihren Orden

sollt ihr sie erkennen

Als langjähriger Leser Ihrer Zeit-
schrift NACHRICHTEN möchte ich mir
erlauben, Ihnen meine Meinung zu
Ihrem Artikel „Zu guter Letzt" — er-
schienen in der Februar-Ausgabe —
zum Fall Frau Prof. Dr. Faßbinder mit-
zuteilen.

Derselbe Bundespräsident H. Lübke,
ich lernte ihn auf dem letzten DGB-
Kongreß kennen, hat in der Vergan-
genheit und wird es sehr wahrschein-
lich auch in Zukunft als seine Aufgabe
betrachten, bundesrepublikanische Or-
den an Leute zu verleihen, welche mit 

der Demokratie, der Völkerverstän-
digung, der Erhaltung des Friedens
sowie den Interessen der arbeitenden
Menschen seit jeher auf Kriegsfuß
standen. Es wäre vielleicht ratsam,
einmal eine Liste zu veröffentlichen,
welchen Herren seit Gründung der
Bundesrepublik bereits Orden verlie-
hen wurden, einschließlich der Orden
von Salazar und Franco. Mir scheint,
diese Tatbestände werden ein wenig
mehr Licht auf diejenigen werfen so-
wie deren Geisteshaltung aufzeigen,
die verantwortliche Träger und Re-
präsentanten dieses Staates sind und
von ihm ausgezeichnet wurden.

Außerdem finde ich folgendes von Be-
deutung: Ein Staat und seine Reprä-
sentanten lassen sich leichter beurtei-
len, wenn man aufmerksam verfolgt
und beobachtet, wer durch Orden und
Auszeichnungen „geehrt“ wird und
wer nicht — wen man verfolgt und
wen man lobt. Wer sich immer die
Frage des „Warum — weswegen —
Ursache und Wirkung“ stellt und zu
beantworten versucht, wird es leichter
haben, sich selbst und anderen eine
Antwort geben zu können. Darum be-
haupte ich, auch an der Verleihung
von Orden und Ehrenzeichen ist der
Klassencharakter eines Staates deut-
lich sichtbar zu erkennen. Das Verhal-
ten von Herrn Lübke, insbesondere im
Fall Frau Prof. Dr. Faßbinder, ist cha-
rakteristisch für die Geisteshaltung
vieler Repräsentanten der Bundes-
republik.

Ich glaube, einem Teil Ihrer Leser ist
nicht unbekannt, welche Tätigkeit
Herr Lübke, jetziger Bundespräsident,
in der Zeit ausübte, als die damaligen
Repräsentanten des Faschismus Carl
von Ossietzky daran hinderten und
ihm verboten, den Friedensnobelpreis
anzunehmen. Aus den von mir dar-
gelegten Bemerkungen ist vielleicht
ersichtlich, warum ich Ihre kurze, iro-
nische Feststellung vom „intelligen-
testen Präsidenten“ für zu oberfläch-
lich halte. Werner O., Düsseldorf
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Gewerkschaftsbesuch

aus der Sowjetunion

Der Zentralrat der sowjetischen Ge-
werkschaften wird auf Einladung des
Deutschen Gewerkschaftsbundes im
Mai dieses Jahres eine Delegation in
die Bundesrepublik entsenden. In ei-
nem Schreiben bedankte sich der Vor-
sitzende des Zentralrates der sowjeti-
schen Gewerkschaften, Viktor Grischin,
fŸr die Einladung des DGB. Grischin
bat den DGB-Vorsitzenden Rosenberg,
dafŸr Sorge zu tragen, da§ der sowje-
tischen Delegation wŠhrend ihres zehn-
bis zwšlftŠgigen Aufenthaltes in der
Bundesrepublik Einblick in die Arbeit
und das Leben der Arbeiter und An-
gestellten sowie in das Wirken der
Gewerkschaften und Produktions-
unternehmen gewŠhrt werde.
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TERMIN

KALENDER

"  31. Mai
TarifvertrŠge fŸr 40000 BeschŠftigte
der Eisen- und Stahlindustrie im
Saargebiet kŸndbar.

"  30. Juni
Lohn- und GehaltstarifvertrŠge fŸr
rund 3,8 Millionen BeschŠftigte in
der metallverarbeitenden Industrie
der Bundesrepublik kŸndbar, in
Bayern zum 30. September.

"  31. Juli
Lohn- und GshaltstarifvertrŠge fŸr
Ÿber 2 Millionen BeschŠftigte im
šffentlichen Dienst, bei Bundesbahn
und Bundespost kŸndbar.

"  31. August
TarifvertrŠge fŸr Ÿber 200 000 Be-
schŠftigte im graphischen Gewerbe
kŸndbar.

"  31. AugustÑ 1. September
Frauenkonferenz der IG Metal! in
Braunschweig.

"  30.Ñ 31. Oktober
Au§erordentlicher Gewerkschafts-
tag der IG Chemie-Papier-Keramik
zu Satzungsfragen in Hannover.
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Tarifgespräche ergebnislos

Nach mehr als achtstŸndigen Verhand-
lungen zwischen der Industriegewerk-
schaft Bau-Steine-Erden und den Ver-
tretern des Deutschen Baugewerbes so-
wie der Deutschen Bauindustrie in
Dortmund wurde die Tarifverhand-
lung, ohne ein Ergebnis erzielt zu
haben, abgebrochen. Bei den Verhand-
lungen in Dortmund ging es um die
von der IG Bau geforderte Lohner-
hšhung von 4,3 Prozent fŸr rund 1,3
Millionen Bauarbeiter im Bauhaupt-
gewerbe.

Schweden und Schweiz an der Spitze

Die Bundesrepublik ist in der west-
europŠischen Rangliste der Pro-Kopf-
Produktion weiter zurŸckgefallen. Nach
jetzt in Paris veršffentlichten Zahlen
der OECD vom Stand Ende 1965 hat
Frankreich mit einer Pro-Kopf-Produk-
tion von 1920 Dollar die Bundesrepu-
blik (1900 Dollar) ŸberflŸgelt. Diese
Entwicklung hat sich auch 1966 weiter
fortgesetzt.

An der Spitze liegt mit einer Erzeu-
gung von 2500 Dollar pro Einwohner
Schweden; es folgen die Schweiz mit
2330Dollar, DŠnemark mit 2100, Frank-
reich mit 1920, die Bundesrepublik mit
1900, Gro§britannien mit 1810 und
Italien mit nur 1100 Dollar.

Zu guter Letzt:

In einem .SPIEGEL' - Interview zum
Atomwaffensperrvertrag erklärte Kon-

Immer wieder: Griff in die Renfenkasse

Schuldbuchforderungen gegen den Bund von 6 Mrd. DM

Der Verband der Rentenversicherungs-
trŠger rechnet damit, da§ infolge Ar-
beitslosigkeit und Kurzarbeit bei den
fŸr 1967 veranschlagten Einnahmen
ein Fehlbetrag von 800 Millionen DM
zu erwarten ist. An sich wŠre diese
Mindereinnahme fŸr die Rentenver-
sicherung noch nicht tragisch: Immer-
hin verfŸgte sie Ende vergangenen
Jahres Ÿber ein Vermšgen von 28,5
Milliarden DM. Allerdings sind von
dem Vermšgen der Arbeiter- und An-
gestelltenversicherung 77 Prozent bei
der šffentlichen Hand und in der Wirt-
schaft fest angelegt und kšnnen nur
sehr schwer und mit Verlust flŸssig
gemacht werden.

Was aber die Situation besonders
schwierig macht, ist die Tatsache, da§
der Staat sich immer wieder seinen
Verpflichtungen gegenŸber der Renten-
versicherung entzieht. Seit Jahren ist
der Anteil der BundeszuschŸsse zu
den Ausgaben der Rentenversicherung
zurŸckgegangen, und Ende 1966 wur-
den mit den ersten BeschlŸssen zum
Ausgleich des Bundeshaushaltes die
SonderzuschŸsse um 110 Millionen DM
gekŸrzt. Der CSU - Bundesfinanzmini-
ster Strau§ hat nun noch erneut 300
Millionen DM gestrichen und dazu den
Ersatz fŸr die Aufwendungen zur Be-
kŠmpfung der Tuberkulose um 50 Mil -
lionen DM vermindert. Insgesamt sind
es etwa 1,25 Milliarden DM, die den
Rentenversicherungen in diesem Jahr
fehlen werden. Dazu kommt aber noch,
da§ die Bundesregierung die verblei-

benden BundeszuschŸsse von ebenfalls
den BundeszuschŸsse von ebenfalls
1,25 Milliarden DM in Form von
Schuldverschreibungen Ÿbergeben und
mit dem sogenannten Stabilisierungs-
gesetz Ÿber weitere 100 Millionen DM
Versicherungsgelder verfŸgen will.

Es ist offensichtlich, da§ mit diesen
Praktiken die Rentenversicherung so,
wie das schon zweimal in diesem Jahr-
hundert durch RŸstungs- und Kriegs-
politik geschehen ist, finanziell rui-
niert wird. Die Arbeitnehmer und ihre
Gewerkschaften mŸssen mit aller Ent-
schiedenheit den Vorstellungen des
Bundeskanzlers Kiesinger entgegen-
treten und verhindern, da§ das Ver-
mšgen der Sozialversicherung fŸr eine
sinnlose RŸstungs- und Notstandspoli-
tik verpulvert wird.

Die Bundesregierung will  spŠtestens
im kommenden Jahr die BeitrŠge zur
Rentenversicherung erhšhen, was einer
Sondersteuer fŸr Arbeiter und Ange-
stellte gleichkŠme. Au§erdem soll die
Rentendynamik gestoppt werden, wie
es der CDU/CSU-Wirtschaftstag in sei-
nen LeitsŠtzen gefordert hat, und sol-
len die Renten kŸnftig nicht mehr nach
dem Brutto-, sondern nach dem Netto-
verdienst berechnet werden, obwohl
die BeitrŠge nach Bruttoverdiensten
abzufŸhren sind. Die Renten wŸrden
sich durch eine solche €nderung der
'Berechnungsgrundlagen im Durch-
schnitt um 15 bis 20 Prozent vermin-
dern. A. B.

Übersicht der noch nicht eingelösten Schuldbuckforderungen gegen den Bund
seitens der Träger der Rentenversicherungen für Arbeiter und Angestellte und der
Arbeitslosenversicherung in den Jahren 1953 bis einschl. 1967 (in Mill. DM):

1953: o) an die Träger der Rentenversicherungen (Laufzeit 35 Jahre) 703,4
b) *1? d'e. Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung

(BAVAV,: (Laufzeit 35 Jahre) 188 3
1954: an die BAVAV (Laufzeit 35 Jahre) 266,7
1957: an die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (BfA) (Laufzeit 35 Jahre) 76,5

an - Irä9er der Rentenversicherungen (Laufzeit 22 Jahre) 2 100,0
1964: an die Träger der Rentenversicherungen (Laufzeit 15 Jahre) 500,0
1965: an die Träger der Rentenversicherungen 750*0
1966: an die Träger der Rentenversicherung 750*0
1967: an die Träger der Rentenversicherung 1 250 0

Summe: 6 584,9

Unter Berücksichtigung der erfolgten Tilgungen beträgt die Bundesverschuldung aus
Schulbuchforderungcn am 1. 1. 1967 (einschließlich der für den Haushalt 1967 ge-
planten) rund 6 050 0

rad Adenauer den Redakteuren, was
hinter dem Vertrag steckt, nämlich
die deutsche Wirtschaft soll konkur-
renzunfähig gemacht werden; damit
würde Not bei uns einkehren und
eine Bewegung nach links auslösen.
„Und wem das nützen würde, das will
ich Ihnen sagen: den Kommunisten
und der SED. Das wollen die Russen,
und die Amerikaner scheinen es nicht
zu merken."
Und Adenauer scheint nicht zu mer-
ken, daß man so ein Gerede schon
nicht mehr mit altersbedingter
Schwatzhaftigkeit entschuldigen kann. 
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